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VORBEMERKUNGEN 
Der nachfolgende Bericht wurde im Wesentlichen auf der Basis von Gesprächen mit den für 
den ÖPNV zuständigen Vertretern auf Landesebene sowie der von ihnen zur Verfügung ge-
stellten Angaben und Unterlagen erstellt. 

In der Natur der Sache liegt, dass der Bericht nur eine "Momentaufnahme" darstellen und 
daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben kann. Insbesondere sind die verwende-
ten Daten auf Grund der nicht durchweg einheitlichen Erhebungs- und Darstellungsweisen in 
den einzelnen Bundesländern nur bedingt für „statistisch exakte" und nach einheitlichen 
Maßstäben gestaltete Vergleiche geeignet. Die nachfolgend vorgenommenen Vergleiche er-
scheinen dennoch geeignet, einen Überblick über Gemeinsamkeiten mit und Unterschiede 
zu anderen Bundesländern zu vermitteln und damit Anregungen und Hinweise für Weiter-
entwicklungen zu geben, die in Zeiten sich verändernder Rahmenbedingungen und hier ins-
besondere des Verhältnisses zwischen Bund und Ländern erforderlich oder bereits in Vorbe-
reitung bzw. in der fachlichen und politischen Diskussion sind. 

Besonderer Dank gilt den Vertretern des Senators für Bau, Umwelt und Verkehr in Bremen 
und der Landesnahverkehrsgesellschaft (LNVG) in Hannover, ohne die dieser Bericht und 
die Zusammenstellung relevanter Unterlagen nicht möglich gewesen wäre. Der Verfasser 
hofft, dass der Bericht den an der Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) in den Ländern Niedersachsen und Bremen Interessierten eine fundierte Information 
über die gegenwärtig bestehenden Organisations- und Finanzierungsstrukturen im ÖPNV 
geben und möglicherweise auch als eine geeignete Entscheidungshilfe dienen wird. 
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1. AUFGABENSTELLUNG 
Im Raum Niedersachsen / Bremen sind die Organisations- und Finanzierungsstrukturen des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) im letzten Jahrzehnt – insbesondere in Folge der 
Regionalisierung des SPNV und insgesamt der sich verändernden Rahmenvorgaben der EU 
und des Bundes – bereits deutlich weiterentwickelt worden. 

Der Zwang zum noch effektiveren und effizienteren Einsatz der verfügbaren, absehbar noch 
knapper werdenden Finanzmittel des Landes und der kommunalen Gebietskörperschaften 
gibt Anlass, insbesondere auch unter Berücksichtigung der verminderten Zahlungen des 
Bundes (Regionalisierungsmittel, Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz [GVFG]), sich ei-
nen möglichst genauen Überblick zu verschaffen über die 

� derzeitigen Organisations- und Finanzierungsstrukturen, 

� Veränderungen der Rahmenbedingungen und 

� Chancen und Risiken möglicher Weiterentwicklungen. 

Intention der Stiftung der Bauindustrie Niedersachsen – Bremen war und ist, mit der Beauf-
tragung dieser Untersuchung einen Beitrag zu leisten zur Analyse der gegenwärtigen Situa-
tion und den Entwicklungsmöglichkeiten in den nächsten Jahren. 

Im Einzelnen sollen deshalb untersucht und dargestellt werden: 

� die aktuellen Organisationsstrukturen und -elemente: Landesinstitutionen /  
-gesellschaften, Aufgabenträger des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) und des öf-
fentlichen Straßenpersonennahverkehrs (ÖSPV gemäß Personenbeförderungsgesetz 
[PBefG]), 

� die Wahrnehmung der Besteller- und Regie-Aufgaben, Verkehrsverbünde, Verkehrs- und 
Verkehrsinfrastrukturunternehmen, Nahverkehrsplanung, 

� die Finanzierung des ÖPNV: Strukturen, Elemente, Zuständigkeiten, Mittelfluss, Konditi-
onen etc., 

� die vorhandenen Regelwerke, 

� ausgewählte Eckdaten der Entwicklung des ÖPNV und seiner Finanzierung, auch im 
Vergleich zu anderen Bundesländern, 

� die Entwicklung des Wettbewerbs im ÖPNV, speziell von Vergabeverfahren, Verkehrs- 
und Finanzierungsverträgen, Fahrzeugvorhaltung und Controlling, 

� die bereits erfolgten und absehbaren Neubestimmungen von Vorgaben der EU, des Bun-
des und der Länder Niedersachsen und Bremen, insbesondere zu Marktöffnung / Wett-
bewerb / Vergabepraxis und Finanzierung sowie 

� Handlungsoptionen zur Weiterentwicklung der Organisations- und Finanzierungs-
strukturen unter Beachtung der damit verbundenen Chancen und Risiken. 
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2. ORGANISATION DES ÖPNV 

2.1. Ordnungsrahmen 

Der öffentliche Verkehr (ÖV) in Deutschland und seine Stellung im föderalen System ist in 
Abbildung 1 skizziert. 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Stand 2006 

Abbildung 1: Stellung des ÖPNV im föderalen System 

Der geltende generelle Ordnungsrahmen des ÖPNV mit den Zuständigkeiten für Rahmen-
vorgaben sowie den wesentlichen Aufgabenfeldern – hier exemplarisch bezogen auf das 
Land Niedersachsen – ist der Abbildung 2 zu entnehmen. 

Gemäß Regionalisierungsgesetz (RegG) ist Öffentlicher Personennahverkehr durch eine ge-
samte Reiseweite der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels bis 50 Kilometer 
oder eine gesamte Beförderungszeit bis zu einer Stunde gekennzeichnet. 

Die zwei wesentlichen „Säulen“ des ÖPNV sind der SPNV und der ÖSPV. Zu ersterem ge-
hören die Eisenbahnverkehre im Zuständigkeitsbereich der Bundesländer (S-Bahn, Regio-
nalbahn, Regionalexpress etc.), die letztere teilweise auf Zweckverbände übertragen haben. 
Definiert ist der SPNV im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) und im RegG. Zum ÖSPV 
werden neben den Stadt- und Regionalbusverkehren auch Stadt-, Straßen- und U-Bahnen 
gerechnet, ebenso alternative Bedienungsweisen (Anrufsammeltaxen, Anrufbus, Bürgerbus 
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etc.) und schließlich auch Taxen, Bergbahnen und Fähren im Linienverkehr, wobei die letzt-
genannten im Folgenden nicht berücksichtigt werden. Unter ÖSPV werden nachfolgend alle 
Linienverkehre verstanden, die dem Personenbeförderungsgesetz unterliegen, d. h. alle au-
ßer dem SPNV (§ 1 PBefG). 

Rahmenvorgaben:
EG-Vertrag, Art. 73, 77, 87, 92 ff.,
VO EWG 1191/69 u. 1107/70,
Vergabe-RL 2004/17, 2004/18 EG  etc.,

GG, RegG, GVFG, PBefG, AEG, SGB IX,
VgV, VOL etc,

NNVG, VO NNVG, LHO, R-GVFG,
Verwaltungsvorschriften;
Verwaltung und Einsatz staatlicher Mittel;

regionale Aufgabenträger:
regionale strategische Planung,
Organisation und Finanzierung
SPNV und ggf. ÖSPV;

kommunale Aufgabenträger:
strategische lokale Planung,
Organisation und Finanzierung ÖSPV;

Betreiber:
Planung, Marketing, Vertrieb, 
Leistungserstellung;

Kunden:
gruppenspezifische Anforderungen
und Finanzierungsbeiträge
(Fahrscheinverkauf).

Landkreise /
kreisfreie 
Städte

Landkreise /
kreisfreie 
Städte

Betreiber
des SPNV
Betreiber
des SPNV

Betreiber der 
ÖPNV-

Infrastruktur

Betreiber der 
ÖPNV-

Infrastruktur

Betreiber des 
ÖSPV

Betreiber des 
ÖSPV

Land NiedersachsenLand Niedersachsen

Kunden / „Fahrgäste“ des ÖPNVKunden / „Fahrgäste“ des ÖPNV

Europäische UnionEuropäische Union

kreisangehörige 
Kommunen

kreisangehörige 
Kommunen

ZGBZGB
Region

Hannover
Region

Hannover

BundBund

LNVGLNVG

 

Quelle: Eigene Darstellung, Stand 2006 

Abbildung 2: Gegenwärtiger ÖPNV-Ordnungsrahmen in Niedersachsen (Zuständigkeiten) 

2.2. Vorgaben der Länder zu den Organisationsstrukt uren des ÖPNV 

Die maßgeblichen Rechtsvorschriften des Landes Niedersachsen für den ÖPNV sind 

� Niedersächsisches Nahverkehrsgesetz (NNVG) i.d.F. vom 16.12.2004, 

� Verordnung (VO) zur Durchführung des NNVG vom 17.01.2005, 

� Richtlinie zum Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (R-GVFG) von 1973, 

� Beschluss der Landesregierung vom 23.11.2004 zu den Zuständigkeiten nach dem Per-
sonenbeförderungsgesetz (PBefG) und 

� Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft (MW) vom 29.11.2004 zur Beleihung 
der Landesnahverkehrsgesellschaft (LNVG). 
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Aktuell gibt es Überlegungen, das ÖPNV-Gesetz und / oder Nachfolge-Vorschriften zu novel-
lieren, weil durch die Änderung des RegG (HBeglG 2006) und der damit verbundenen Auf-
hebung der Differenzierung nach § 8 Abs. 1 und 2 RegG die Berechnungsbasen für die pau-
schalen Mittelzuweisungen an die Aufgabenträger entfallen sind. Auch die VO zur Durchfüh-
rung des GVFG und die RL-GVFG sind zu überarbeiten aufgrund des Wegfalls des GVFG 
zum 31.12.2006. Weiterhin haben die Länder ab 01.01.2007 die Möglichkeit, eigene neue 
Regelungen betreffend die Ausgleichszahlungen für rabattierte Schülerfahrkarten (nach § 
45a PBefG) in Kraft zu setzen (siehe weiter unten). 

Hinsichtlich der übergeordneten Organisationsstrukturen ist die Vorgabe des Landes hervor-
zuheben, dass die Region Hannover und der Zweckverband Großraum Braunschweig (ZGB) 
Aufgabenträger (AT) für den gesamten ÖPNV (also SPNV und ÖSPV) in ihrem Gebiet / Ver-
bandsbereich sind (§ 4 NNVG). 

Außerhalb der Region Hannover und des Verbandsbereiches des ZGB nimmt die Landes-
nahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG) gemäß § 4 i.V.m. § 8 NNVG im Land 
Niedersachsen die Aufgabenträgerschaft für den SPNV wahr. 

Betreffend lokale Bestell- oder Regie-Organisationen für den ÖSPV macht das Land im Üb-
rigen keine Vorgaben. 

Hinsichtlich Anpassungen des Landes zu diesem Punkt nach dem Jahr 2000 ist die Auflö-
sung der Bezirksregierungen zum 01.01.2005 mit Übertragung ausgewählter Zuständigkei-
ten auf die LNVG hervorzuheben. Die LNVG ist in diesem Zusammenhang mit hoheitlichen 
Aufgaben beliehen worden und das NNVG bezüglich der Einführung pauschaler Zuweisun-
gen an die kommunalen Aufgabenträger geändert worden. Eine Anpassung der bestehen-
den Förder-RL ist nach Aussage des für den ÖPNV zuständigen Niedersächsisches Ministe-
riums für Wirtschaft, Technologie und Verkehr (Nds. MW) in Vorbereitung. 

Die alleinige maßgebliche Rechtsvorschrift des Landes Bremen für den ÖPNV ist das Ge-
setz über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Bremen (BremÖPNVG) von 1996. 

In den anderen Bundesländern ist die rechtliche Ausgestaltung des ÖPNV mittels ÖPNV-
Landesgesetzen, weiteren Verwaltungsvorschriften, Richtlinien usw. sehr unterschiedlich. 
Die strategischen Ausrichtungen reichen von einer weitgehenden Gestaltungsfreiheit der 
kommunalen Aufgabenträger mit einer Beschränkung auf wenige gesetzliche Vorgaben, 
Empfehlungen und Handreichungen bis zu einer deutlich durch landesbehördliche Vorgaben 
bestimmten Politik. Die Mehrheit der Bundesländer hat in den letzten Jahren Anpassungen 
der ÖPNV-Gesetze und Verwaltungsvorschriften vorgenommen oder bereitet solche derzeit 
vor (Tabelle 1), meist in Folge der Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Bund und 
Ländern betreffend Zuständigkeiten sowie Art und Umfang der ÖPNV-Finanzierung (RegG, 
GVFG, § 45a PBefG). Weitere Begründungen sind der angestrebte Bürokratieabbau sowie 
eine stärker dem Subsidiaritätsprinzip entsprechende Gestaltungsfreiheit der lokalen / regio-
nalen Aufgabenträger einerseits und der Vorgabe eines landesspezifischen Handlungs- und 
Finanzierungsrahmens andererseits. In fast allen Ländern sind weitere Anpassungen nach 
der in Aussicht gestellten Änderung der Rahmenbedingungen (insbesondere Marktöffnungs-
VO der EU) vorgesehen. 
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Bundesland Anpassung 
des ÖPNVG 

Baden-Württemberg 2005 

Bayern 2004; vrs. 2007 weitere 

Bremen vorgesehen 

Brandenburg 2005; Überprüfung in 2007 

Hessen 2005; Überprüfung in 2007 

Mecklenburg-Vorpommern 2006 

Niedersachsen  2004; weitere vorgesehen 

Nordrhein-Westfalen 2004; weitere vorgesehen 

Rheinland-Pfalz 2002 

Saarland bisher keine 

Sachsen 2004; weitere vorgesehen 

Sachsen-Anhalt 2005; Überprüfung 2008 

Schleswig-Holstein 2003; weitere 2007 geplant 

Thüringen 2005 

Tabelle 1: Durchgeführte und vorgesehene Anpassungen der ÖPNV-Gesetze 

2.3.  Aufgabenträger des SPNV und ÖSPV 

Die maßgebliche Rolle spielen im ÖPNV – neben den Verkehrsunternehmen und selbstver-
ständlich den Kunden, meist „Fahrgäste“ genannt – auf Seiten der Gebietskörperschaften 
(Land und Kommunen) die so genannten Aufgabenträger des ÖPNV. Sie selbst oder von ih-
nen speziell dazu geschaffene Regie-Einheiten werden oft auch als „Besteller“ des ÖPNV 
benannt, zumal wenn sie zur Sicherung öffentlicher Interessen bzw. zur Daseinsvorsorge – 
meist mittels entsprechender Verkehrs-/ Finanzierungsverträge mit Vorgaben zur Einhaltung 
von Umfang und Qualität der Verkehre gegen entsprechenden finanziellen Ausgleich des 
(zusätzlichen) Aufwandes des betreffenden Verkehrsunternehmens – „ausreichende“ Ver-
kehrsangebote bzw. „Anforderungen des öffentlichen Dienstes“ (Diktion der entsprechenden 
EU-VO) gewährleisten sollen. 

Im ÖSPV hat darüber hinaus auf Seiten der staatlichen Institutionen die Genehmigungsbe-
hörde eine wesentliche Funktion. 

Das besondere „Dreiecksverhältnis“ (bzw. „Vier...“ beim ÖSPV) des ÖPNV soll mit Abbildung 
3 verdeutlicht werden.  

Die Region Hannover ist für die Region und der Zweckverband Großraum Braunschweig 
(ZGB) für den Verbandsraum Aufgabenträger des gesamten ÖPNV. Die LNVG ist in den üb-
rigen Teilräumen des Landes Niedersachsen Aufgabenträger des SPNV. 



Organisation und Finanzierung des ÖPNV 
in Niedersachsen und Bremen 

Projektnummer  35062 

Datum 14.11.2006 

Seite 16  

 
 

2006-11-14_Bericht_Fin_OEPNV_NI_HB.doc 

 

In den Teilräumen des Landes Niedersachsen außerhalb der Region Hannover und des ZGB 
sind die Landkreise und kreisfreien Städte Aufgabenträger des ÖSPV (§ 4 NNVG); die Auf-
gabenträgerschaft kann allerdings auch auf kreisangehörige Gemeinden übertragen werden. 

(potenzieller) Kunde 
(„Fahrgast“)

(potenzieller) Kunde 
(„Fahrgast“)

Verkehrs-/ 
Finanzierungsvertrag
Einhaltung von Vorgaben 

(Umfang und Qualität)
gegen Ausgleich

Sicherung öffentlicher 
Interessen;

Daseinsvorsorge
Gewährleistung

„ausreichender“ Verkehre; 
„Anforderungen des

öffentlichen Dienstes“
(EU-VO)

Aufgabenträger 
(AT)

Aufgabenträger 
(AT)

Marketing:
„marktgerecht agieren“

Beförderungsvertrag
Beförderung & Service  .

gegen Entgelt
(Fahrschein) .

Marketing:
„marktgerecht agieren“

Beförderungsvertrag
Beförderung & Service  .

gegen Entgelt
(Fahrschein) .

Verkehrs-
unternehmen (VU)

Verkehrs-
unternehmen (VU)

kreisangehörige 
Kommunen

kreisangehörige 
Kommunen(Betreiber)

Genehmigungs-
behörde(n)

Genehmigungs-
behörde(n)

Linien-
genehmigung

(nur ÖSPV)

(„zuständige Behörde“)

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 3: „Dreiecksverhältnis“  (bzw. „Vier...“) des ÖPNV 

Bei ÖPNV-Linien, die die Grenzen eines Aufgabenträgers überschreiten, gilt das allgemeine 
Gebot der Kooperation der Aufgabenträger auf der jeweiligen Ebene, ohne dass dazu be-
sondere Vorgaben des Landes Niedersachsen erlassen worden sind. 

Mit der Novelle des NNVG im Jahr 2004 entfiel die – bis dahin allerdings auch nie realisierte 
– Möglichkeit, dass Kreise Aufgabenträger des SPNV werden können. 

Im Land Bremen ist die Aufgabenträgerschaft für SPNV und straßengebundenen ÖPNV ge-
trennt. Für den SPNV ist das Land Bremen Aufgabenträger im Sinne des RegG. Die Aufga-
benträgerschaft für den straßengebundenen ÖPNV liegt gemäß BremÖPNVG bei den Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven. Diese haben sich mit den niedersächsischen Aufga-
benträgern in der Region zum Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen zu-
sammengeschlossen, der damit die Aufgabenträgerschaft im straßengebunden ÖPNV des 
Verbandsgebietes wahrnimmt. 

Die Aufgabenträgerschaft ist in den jeweiligen ÖPNV-Gesetzen der anderen Bundesländer recht unterschiedlich geregelt. Auf-

gabenträger des SPNV ist in den meisten Bundesländern das Land selbst, nur in Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Rheinland-

Pfalz und Baden-Württemberg1 sind es – neben Niedersachsen –  vom Land vorgegebene Zweckverbände der kommunalen 

                                                 

1 Erläuterung der Abkürzungen siehe Abkürzungsverzeichnis 
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Körperschaften, teils flächendeckend über das ganze Land, teils in ausgewählten Ballungsräumen. Nur in Hessen sind Ver-

bundgesellschaften in der Rechtsform der GmbH Aufgabenträger, deren Gesellschafter die betreffenden Kreise und das Land 

sind. Meist bedienen sich allerdings auch die Länder oder die Zweckverbände als Aufgabenträger einer Landes- oder Verbund-

gesellschaft als Verwaltungshelferin (Stand 2006 

Tabelle 2). 

Bundesland Aufgabenträger / Besteller des SPNV 

Baden-Württemberg Land mit NVBW als Dienstleister und Verband Region Stuttgart 

Bayern Land / BEG im Auftrag, nach Vorgaben, unter Fachaufsicht 

Berlin, Brandenburg Land mit VBB als Verwaltungshelferin 

Bremen Land 

Hamburg Land mit HVV als Dienstleister 

Hessen Kreise / 3 Verbundgesellschaften 

Mecklenburg-Vorpommern Land mit VMV als Dienstleister 

Niedersachsen Region Hannover, Zweckverband Großraum Braunschweig, LNVG 

Nordrhein-Westfalen Kreise / 9 ZV mit Agentur Nahverkehr als Verwaltungshelferin 

Rheinland-Pfalz Kreise / 2 ZV mit eigenen Geschäftsstellen 

Saarland Land mit VGS als Dienstleister 

Sachsen Kreise / 5 ZV mit Verbundgesellschaften als Verwatungshelferinnen 

Sachsen-Anhalt Land mit NASA als Verwaltungshelferin 

Schleswig-Holstein Land mit LVS als Dienstleister 

Thüringen Land mit NVS als Verwaltungshelferin 

Stand 2006 

Tabelle 2: SPNV-Aufgabenträger in den Bundesländern 

Die Aufgabenträger des SPNV bzw. deren Regie- / Servicegesellschaften haben sich in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabenträger des SPNV (BAG SPNV) zusammenge-
schlossen (Abbildung 4). 

Da die für größere Netze zuständigen Aufgabenträger bzw. ihre Regie-Einheiten günstigere 
Voraussetzungen für die Gestaltung eines effektiven Wettbewerbs haben, aber auch zur Re-
duzierung von Verwaltungsaufwand, gibt es in einzelnen Ländern Überlegungen, die beste-
henden Zweckverbände und / oder Kreise (auch im Rahmen ohnehin vorgesehener kommu-
naler Gebietsreformen) zu größeren Einheiten zusammenzufassen. Unterschiedlich bewertet 
werden auch die Kompetenzverteilungen zwischen Land, Zweckverbänden und Kreisen, 
auch ob und in welcher Weise das Land Vorgaben zur Gestaltung der Zweckverbände, des 
Zuschnitts der Kooperationsräume und der Aufgabenwahrnehmung im Einzelnen machen 
soll. Erkennbar ist eine Tendenz, auch regionale Alternativen für eingestellten SPNV (z. B. 
Regionalbuslinien) in die Kompetenz bestehender Zweckverbände oder Verbund-
gesellschaften zu geben. Bewährt hat sich aus Sicht der Kunden des ÖPNV wie auch der 
Aufgabenträger in der Regel eine integrierte Zuständigkeit für SPNV und ÖSPV in Verbund-
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räumen („ein zusammenhängendes Verkehrsgebiet – ein abgestimmte ÖPNV-Angebot – ein 
einheitliches Tarif- und Vertriebssystem“). 

Ländergrenzen
 

Quelle: BAG SPNV; eigene Weiterentwicklung, Stand 2006 

Abbildung 4: Mitglieder der BAG SPNV 

Für die Wahrnehmung der Aufgabenträgerschaft im ÖSPV sind nach den ÖPNV-Gesetzen 
der Bundesländer mit nahezu identischen Regelungen die Landkreise und kreisfreie Städte, 
zumal es sich hier im Unterschied zum SPNV überwiegend um lokale Verkehre handelt. In 
fast allen Bundesländern können auch in bestimmten Fällen kreisangehörige Kommunen 
Aufgabenträger des ÖSPV in ihrem Zuständigkeitsbereich werden (z.B. größere kreisange-
hörige Städte oder solche mit eigenen Stadtverkehren). 
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Die Länder bevorzugen eher großräumige Zuständigkeitsbereiche der Aufgabenträger we-
gen der besseren Integrationsmöglichkeiten von regionalem und lokalem Verkehr und damit 
stärkere Stellungen der Aufgabenträger gegenüber den Verkehrsunternehmen, die Bünde-
lung von Kompetenzen sowie günstigere Voraussetzungen für die Entwicklung des Wettbe-
werbs. Die kommunalen Körperschaften bevorzugen hingegen oft kleinräumigere Zuständig-
keitsbereiche, für die eine bessere Ortskenntnis, engere Kontakte zu Schulen, Verkehrsun-
ternehmen etc. und damit flexiblere Gestaltungsmöglichkeiten sowie höhere Chancen für 
den lokalen Verkehrsmarkt und seine Akteure („Mittelstandsförderung“) sprechen. 

2.4. Wahrnehmung der Besteller- und Regie-Aufgaben,  Verkehrsverbünde 

Die Region Hannover nimmt für die Region und der ZGB für den Verbandsraum als Aufga-
benträger des gesamten ÖPNV die entsprechenden Besteller- und Regie-Aufgaben wahr, 
die LNVG in den übrigen Teilräumen des Landes Niedersachsen die des SPNV, im VBN-
Gebiet (s. u.) in enger Kooperation mit den zuständigen Behörden im Land Bremen. 

Die Besteller- und Regie-Aufgaben im ÖSPV werden in unterschiedlicher Weise, nämlich 
durch die kommunalen Aufgabenträger selbst, über freiwillig gebildete Zweckverbände sowie 
lokale oder regionale Regie-GmbHs als Verwaltungshelferinnen eines oder mehrerer Aufga-
benträger des ÖSPV wahrgenommen. 

Die Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG), eine 100%ige Tochter des 
Landes Niedersachsen, wurde im März 1996 gegründet. Sie erfüllt im SPNV und im ÖSPV 
im Auftrag des Landes Niedersachsen Aufgaben, die dem Land durch Bahnreform und Re-
gionalisierung übertragen wurden, so die Bestellung des SPNV außerhalb der Regionen 
Hannover und Braunschweig, die Erarbeitung und Fortschreibung eines Bedienungskonzep-
tes für den SPNV, die laufenden Überprüfung von SPNV-Betriebsleistungen im Hinblick auf 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit sowie dem Abschluss von Verkehrsverträgen. Die 
LNVG versteht sich auch als Mittler und Berater zwischen allen Beteiligten. Ein Aufsichtsrat 
berät und überwacht, von einem Beirat unterstützt, die zentralen Entscheidungen der LNVG. 
Schließlich werden alle von der LNVG erarbeiteten Vorschläge vom Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, ge-
nehmigt. 

Neben den Aufgabenträger-Organisationen gibt es in Niedersachsen und Bremen auch Ko-
operationsstrukturen auf der Ebene der Verkehrsunternehmen. 

Dazu gehören auch die Verkehrsverbünde, deren Träger die Verkehrsunternehmen sind – im 
Unterschied zu den meisten Verbundregionen in Deutschland, in denen inzwischen Aufga-
benträger-Verbünde dominieren. Die Aufgabenträger haben sich allerdings im hier betrachte-
ten Raum teilweise – quasi „parallel“ zu den Verbundgesellschaften – in Zweckverbänden 
organisiert. Primäre Aufgabenstellung aller Verkehrsverbünde ist hier nach wie vor, den 
Kunden des ÖPNV ein möglichst einheitlich gestaltetes Tarif- und Fahrplanangebot im Ver-
bundraum zu gewährleisten. 

Folgende Verkehrsverbünde bestehen im Raum Niedersachsen / Bremen: 

� HVV Hamburger Verkehrsverbund (übergreifend nach Hamburg und Schleswig-Holstein)  
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� GVH Großraum-Verkehr Hannover 

� VBN Verkehrsverbund Bremen-Niedersachsen 

� VEJ Verkehrsverbund Ems-Jade 

� VRB Verbundtarif Region Braunschweig 

� VSN Verkehrsverbund Süd-Niedersachsen 

� VBN Verkehrsverbund Bremen-Niedersachsen  

 

Quelle: VBN, Stand 2006 

Abbildung 5: Gebiet des VBN 

Die VBN GmbH ist der organisatorische Zusammenschluss der öffentlich-rechtlich wie privat-
rechtlich betriebenen Unternehmen, die Verkehrsdienstleistungen im Gebiet des Zweckver-
band Verkehrsverbund Bremen-Niedersachsen (ZVBN) erbringen. Mit der Gründung wurde 
ein Verbundtarif eingeführt, der die Benutzung sämtlicher öffentlicher straßen- und schie-
nengebundener Verkehrsmittel mit einheitlichen Fahrkarten ermöglicht.  

Das Gebiet umfasst die zum Bundesland Bremen gehörenden Städte Bremen und Bremer-
haven, darüber hinaus in Niedersachsen die kreisfreien Städte Delmenhorst und Oldenburg, 
die Landkreise Ammerland, Diepholz, Oldenburg, Osterholz, Verden und Wesermarsch so-
wie vierzehn Gemeinden der Landkreise Cuxhaven, Nienburg und Rotenburg (Abbildung 5). 
Rechtsvorgängerin ist die Verkehrsgemeinschaft Bremen-Niedersachsen. Auf der Ebene der 
Aufgabenträger haben sich die vier kreisfreien Städte, sechs Landkreise sowie zwölf assozi-
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ierte Gemeinden angrenzender Landkreise zum ZVBN zusammengeschlossen, dessen Auf-
gabe die Bestellung des ÖSPV im Gebiet des Verbandes ist. 

� VEJ Verkehrsverbund Ems-Jade 

Die kommunalen Aufgabenträger im ÖPNV, die Landkreise Aurich, Emsland, Friesland, Leer 
und Wittmund sowie die kreisfreien Städte Emden und Wilhelmshaven haben die Verkehrs-
region-Nahverkehr Ems-Jade (VEJ) gegründet. Der Landkreis Ammerland wirkt assoziiert in 
der VEJ mit. 

 

Quelle: VEJ, Stand 2006 

Abbildung 6: Gebiet des VEJ und der Verkehrsgemeinschaften im VEJ-Raum 

Partner der VEJ und der kommunalen Aufgabenträger sind die privaten und öffentlichen Ver-
kehrsunternehmen. 

Die Busunternehmen in den Landkreisen haben sich in Verkehrsgemeinschaften zusammen 
geschlossen (Abbildung 6). Mit den Stadtwerken in Emden und Wilhelmshaven werden die 
Angebote ebenfalls abgestimmt. 

� HVV Hamburger Verkehrsverbund 

Der Hamburger Verkehrsverbund (HVV) ist ein Aufgabenträger-Verbund; der das Hamburger 
Stadtgebiet und sieben Kreise der Metropolregion Hamburg umfasst. 

Zu den Gesellschaftern der Regie- und Bestellorganisation HVV GmbH gehören auch die 
niedersächsischen Landkreise Harburg, Lüneburg und Stade. 

Der Gesamtbereich ist in Tarifringe und Zonen geteilt. 

Zum Streckennetz zählen 3 U-Bahnlinien (betrieben von der Hamburger Hochbahn AG), 6 S-
Bahnlinien (betrieben von der S-Bahn Hamburg GmbH), große Teile des Streckennetzes der 
Regionalbahn AKN sowie weiterer Regionalbahngesellschaften, über 400 Buslinien (größ-
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tenteils von der HHA betrieben, aber auch von der PVG, den VHH und weiteren kleineren 
Unternehmen) sowie 7 von der HADAG betriebene Fährlinien im Hafen und auf der Elbe 
(Abbildung 7). 

Im Verbund wirken insgesamt 37 Verkehrsunternehmen (Stand Ende 2005) mit. 

 

Quelle: HVV, Stand 2006 

Abbildung 7: Regionalverkehrs-Liniennetz des HVV 

� GVH Großraum-Verkehr Hannover 

Der Großraum-Verkehr Hannover (GVH), ist ein Tarif- und Verkehrsverbund, der das Gebiet 
der Region Hannover umfasst. Zum Streckennetz zählen 14 Stadtbahnlinien, 5 S-Bahnlinien, 
8 Regionalbahnstrecken (vgl. Abbildung 8), 2 metronom-Strecken und ca. 150 Buslinien. Zu 
dem Unternehmensverbund gehören die üstra Hannoversche Verkehrsbetriebe AG, die Re-
gioBus Hannover GmbH, die DB Regio AG und die metronom Eisenbahngesellschaft mbH. 

Das Tarifgebiet erstreckt sich auch auf die umliegende Landkreise, die im Rahmen des so 
genannten Regionaltarifs eingebunden sind: Landkreis Schaumburg, Schwarmstedt (Land-
kreis Soltau-Fallingbostel), Landkreis Celle und Landkreis Peine sowie Sondertarife für die 
Landkreise Nienburg und Hildesheim. Dort ist die Benutzung der Bahnstrecken mit bestimm-
ten Zeitkarten möglich. 

Die Regie- und Bestellaufgaben im Verbundraum nimmt die Region Hannover wahr. 
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Quelle: GVH, Stand 2006 

Abbildung 8: Regionalverkehrs-Liniennetz des GVH 

� VRB Verbundtarif Region Braunschweig 

Der Verbundtarif Region Braunschweig (VRB) umfasst den ÖPNV verschiedener Verkehrs-
unternehmen einschließlich der Deutschen Bahn AG im Gebiet der Region Braunschweig. 
Zum Verbundgebiet gehören die Landkreise Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine und Wolfen-
büttel und sowie die Städte Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg. Zusätzlich sind die 
Bahnhöfe Hämelerwald und Dedenhausen an das Verbundgebiet angeschlossen. 

Das Verbundgebiet ist in 48 Tarifzonen mit 4 Tarifstufen eingeteilt (Abbildung 9). 

Auf der Ebene der Aufgabenträger besteht der Zweckverband Großraum Braunschweig 
(ZGB). Er umfasst das Gebiet der kreisfreien Städte Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg 
sowie der Landkreise Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine und Wolfenbüttel. 
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Quelle: VRB, Stand 2006 

Abbildung 9: Tarifzonen VRB 

� VSN Verkehrsverbund Süd-Niedersachsen 

16 Verkehrsunternehmen und 3 Gebietskörperschaften haben sich zum Verkehrsverbund 
Süd-Niedersachsen (VSN) zusammengeschlossen. Damit gelten in den Landkreisen Göttin-
gen, Northeim, Osterode und Holzminden einheitliche Fahrpreise für alle Regional- und 
Stadtverkehre (Abbildung 10). 

Auf der Ebene der Aufgabenträger des ÖSPV wurde der Zweckverband Verkehrsverbund 
Süd-Niedersachsen (ZVSN) von den Landkreisen Göttingen, Holzminden, Northeim, Oster-
ode a. H. und der Stadt Göttingen gegründet.  

Betreiber des ÖPNV im Verkehrsverbund Süd-Niedersachsen GmbH (VSN) sind ca. 20 Ver-
kehrsunternehmen, darunter die DB Regio AG, die metronom Eisenbahngesellschaft mbH, 
die Regionalbus Braunschweig GmbH und die Göttinger Verkehrsbetriebe GmbH (GöVB). 
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Quelle: VSN, Stand 2006 

Abbildung 10: Liniennetz VSN 

� Organisations- und Finanzierungsstrukturen in ander en Bundesländern 

In den anderen Bundesländern sind die Organisations- und Finanzierungsstrukturen sehr un-
terschiedlich. Die meisten Länder machen kaum Vorgaben zur Ausgestaltung insbesondere 
der lokalen Organisationsstrukturen durch die Aufgabenträger, aber auch zur  Bildung von 
Bestell-, Regie- oder Verbundgesellschaften als Verwaltungshelferinnen oder Dienstleister 
der Aufgabenträger. Eine Sonderstellung nimmt das Land Hessen ein, indem es den Aufga-
benträgern die Bildung von Verbundgesellschaften und lokalen „Aufgabenträgerorganisatio-
nen“ sowie eine Grundkonzeption zur Gestaltung des Wettbewerbs vorgibt. 

Nahezu flächendeckend wurden in den letzten Jahren Regie- oder Verbundorganisationen 
des ÖPNV gebildet oder weiterentwickelt, überwiegend als Verwaltungshelfer der Aufgaben-
träger, im Bereich des SPNV für die Wahrnehmung Aufgaben der Planung, der Bestellung 
und des Vertragscontrolling, im Bereich des ÖSPV zunehmend auch betreffend Aufgaben 
und Zuständigkeiten, die traditionell eher bei den Verkehrsunternehmen oder von diesen ge-
bildeten Tarif- und Verkehrsgemeinschaften gelegen haben (Fahrplanung, Tarifbildung, Mar-
keting etc.). Derartige Kompetenzverlagerungen auf Institutionen, die von den Aufgabenträ-
gern bestimmt sind, werden inzwischen zunehmend auch kritisch betrachtet, vor allem we-
gen des damit oft einher gehenden gesteigerten Verwaltungsaufwands. Ähnliches gilt für die 
so genannten Mischverbünde, in denen Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen zusam-
menarbeiten, bei denen zudem die Realisierung eines diskriminierungsfreien Wettbewerbs 
problematisch erscheint. Dies betrifft nicht die wieder zunehmende Kooperation von Ver-
kehrsunternehmen in Form von Verkehrs- und Tarifgemeinschaften, gemeinsamen Service-, 
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Werkstatt- und Marketinggesellschaften etc. Insgesamt ist derzeit ein Trend zur Entwicklung 
großräumigerer ÖPNV-Organisationseinheiten und einer Verminderung der Vorgaben der 
Länder zu beobachten. 

2.5. Verkehrsunternehmen 

In Niedersachsen und Bremen gibt es insgesamt rund 250 Verkehrsunternehmen, die hin-
sichtlich ihrer Stellung im Markt unterschieden werden können: 

1. große Stadtverkehrsunternehmen mit Bus- und Straßen- / Stadtbahnliniennetzen 
(BSAG Bremen, üstra Hannover, BVAG Braunschweig), 

2. große Regional- und Stadtbusunternehmen mit mehr als 100 Bussen, darunter auch 
Tochtergesellschaften der DB AG (WEB Bremen, RegioBus Hannover, KVG Salzgit-
ter, KVG Stade, RBB Braunschweig, Stadtwerke Osnabrück), 

3. bundeseigene und nichtbundeseigene Eisenbahnunternehmen [EVU], die zumeist 
auch Eisenbahninfrastrukturunternehmen [EIU] sind (ca. 25; Liste siehe Anhang), 

4. mittelgroße bzw. “mittelständische” Busunternehmen, die mehrere Liniengenehmi-
gungen, in der Regel betreffend zusammenhängende (Teil-)Netze halten, insbeson-
dere Stadtbusverkehre in Mittel- und kleineren Großstädten, (ca. 20, Liste siehe An-
hang) sowie 

5. kleine Unternehmen mit bis zu etwa 20 Fahrzeugen, die als Auftragsunternehmen 
von Linienverkehrsbetreibern oder / und im freigestellten Schülerverkehr tätig sind 
oder auch über einzelne Liniengenehmigungen verfügen (ca. 200). 
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Abbildung 11: Personal- und Fahrzeugbestand niedersächsischer Verkehrsunternehmen 
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Bei einer Befragung niedersächsischer Verkehrsunternehmen im Jahr 2001 zeigte sich, dass 
von den zahlreichen privaten (Bus-)Unternehmen nur sehr wenige mehr als 50 Beschäftigte 
haben, was hingegen bei der deutlichen Mehrzahl der öffentlichen Verkehrsunternehmen der 
Fall ist. 

Ähnlich verhält es sich bei der Anzahl der Busse (Abbildung 11). 

Ein anderes wesentliches Merkmal ist die Fahrleistung, in Abbildung 12 dargestellt in Tau-
send Fahrzeug-Kilometern pro Jahr je Landkreis bzw. kreisfreie Stadt. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung), Stand 2004 

Abbildung 12: Jahresfahrleistungen der ÖSPV-Unternehmen 

Die großen kommunalen Verkehrsunternehmen in Bremen, Hannover und Braunschweig 
verfügen über Stadt- bzw. Straßenbahnbetriebshöfe, die größeren und mittelgroßen Ver-
kehrsunternehmen auch über eigene Bus-Betriebshöfe. Bei den kleineren privaten Ver-
kehrsunternehmen ist dies häufig nicht der Fall. Über mehrer Betriebsstellen bzw. Stützpunk-
te verfügen nur wenige Unternehmen. 

Als ein Indikator für die wirtschaftliche Situation der Linienverkehr betreibenden Unterneh-
men in den einzelnen Bundesländern kann der durchschnittliche Umsatz je Unternehmen he-
rangezogen werden (Abbildung 13). Die zahlreichen kleineren Unternehmen, die als Subun-
ternehmer vor allem in den alten Bundesländern einen nicht unerheblichen Anteil der Fahr-



Organisation und Finanzierung des ÖPNV 
in Niedersachsen und Bremen 

Projektnummer  35062 

Datum 14.11.2006 

Seite 28  

 
 

2006-11-14_Bericht_Fin_OEPNV_NI_HB.doc 

 

leistungen in der Fläche erbringen, sind hier nicht berücksichtigt. Dies kann als eine Ursache 
der deutlich höheren Werte bei einigen alten Bundesländern gesehen werden. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2002 

Abbildung 13: Durchschnittlicher Umsatz der Verkehrsunternehmen im Linienverkehr 

Die im Schienenverkehr erforderliche besondere Infrastruktur (Schienenwege, ggf. Strom-
versorgung, Signalanlagen, Bahnhöfe etc.) ist in Niedersachsen / Bremen – wie auch in den 
übrigen Bundesländern – traditionell überwiegend im Eigentum der betreffenden Verkehrsun-
ternehmen. Eine Ausnahme bildet die Infrastruktur der DB AG, auf denen inzwischen auch 
andere Betreiber in Folge wettbewerblicher Vergaben und gegen Entrichtung von Trassen-
benutzungsgebühren verkehren. Im Bereich des ÖSPV bietet sich in Hannover die Beson-
derheit, dass die Stadtbahn-Infrastruktur von der üstra Hannoversche Verkehrsbetriebe vor 
wenigen Jahren auf eine eigene Infrastrukturgesellschaft übertragen worden ist. 

2.6. Nahverkehrsplanung 

Ein maßgebliches Gestaltungsinstrument des Aufgabenträgers ist der Nahverkehrsplan. 

In ihm sollte der Aufgabenträger die Frage „Welchen ÖPNV haben wir, welchen müssen, 
wollen und können wir uns für unsere Einwohner und Besucher leisten, wie soll er qualitativ 
und quantitativ gestaltet, organisiert und finanziert werden – und wie soll er „bestellt“ / verge-
ben / ausgeschrieben werden?“ (Abbildung 14). 

Wesentliche Inhalte eines modernen NVP sollten insbesondere auch sein: 
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� Vorgaben für die Verkehrs- bzw. Finanzierungsverträge mit den Verkehrsunternehmen, 
den Wettbewerb und die Vergabe der Verkehrsdienstleistungen (im ÖSPV Vorausset-
zung u. a. für eine „gemeinwirtschaftliche“ Liniengenehmigung nach § 13a PBefG), 

� ein wettbewerbsgerechtes bzw. (EU-)rechtskonformes Organisations- und Finanzie-
rungskonzept und 

� eine kurz- und mittelfristige Investitions- und Finanzierungsplanung. 

Grundlage der Gestaltung des SPNV im Land Niedersachsen bildet immer noch das nach § 
6 (6) NNVG erstellte Konzept des Landes von 1997. Auch für den Zuständigkeitsbereich der 
LNVG – also ohne die Region Hannover und den Großraum Braunschweig – soll zukünftig 
die SPNV-Planung regelmäßig fortgeschrieben werden. 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 14: Der Nahverkehrsplan – Gestaltungsinstrument des Aufgabenträgers 

§ 6 NNVG bestimmt darüber hinaus, dass die Aufgabenträger für ihren jeweiligen Zuständig-
keitsbereich Nahverkehrspläne zu erstellen und regelmäßig fortzuschreiben haben. 

Die regionale und lokale Nahverkehrsplanung ist eine vom Land vorgegebene Pflichtaufgabe 
der kommunalen Aufgabenträger. Die Finanzierung durch das Land ist mit den pauschalen 
Mittelzuweisungen des Landes gemäß § 7 (4) NNVG an die Aufgabenträger abgegolten. 

Die Nahverkehrspläne sind für 5 Jahre aufzustellen und bedarfsgemäß fortzuschreiben. Die 
Anforderungen an die Nahverkehrspläne sind in § 6 NNVG formuliert. § 6 (5) NNVG be-
stimmt, dass der Nahverkehrsplan dem Land vorzulegen ist. 

Die Vorgaben des Landes Niedersachsen zur Nahverkehrsplanung sind in den letzten Jah-
ren nicht verändert worden, haben sich also anscheinend bewährt. 
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Die Aufgabenträger im Land Bremen haben für Ihr Gebiet einen Nahverkehrsplan zu be-
schließen, der auch die vorgesehene Finanzierung der planerischen Maßnahmen enthalten 
soll, mit den an den Planungsraum angrenzenden niedersächsischen Aufgabenträgern des 
ÖPNV abzustimmen und spätestens nach fünf Jahren zu überprüfen und bei Bedarf fortzu-
schreiben ist. 

In den anderen Bundesländern sind die Vorgaben zu einer landesweiten  bzw. strategischen 
ÖPNV-Nahverkehrsplanung sowie zu den regionalen und lokalen Nahverkehrsplanungen 
keineswegs einheitlich geregelt. Neben mehr oder weniger ausführlichen Regelungen in den 
ÖPNV-Gesetzen sind ergänzende Verordnungen, Richtlinien oder Handreichungen zu fin-
den. Sie betreffen die Zuständigkeit für die Erstellung und Fortschreibung der Nahverkehrs-
pläne, die Festlegung von Nahverkehrsräumen, Abstimmungserfordernisse zwischen den 
einzelnen Aufgabenträgern im SPNV und ÖSPV sowie zwischen über- und untergeordneten 
Planungsebenen, ob die Nahverkehrsplanung als Pflichtaufgabe definiert wird und damit 
auch vom Land zu finanzieren ist, Struktur und Inhalte der Nahverkehrspläne sowie die 
rechtliche und fachliche Prüfung bzw. Zustimmungspflicht einer Landesbehörde. 

In mehreren, aber nicht allen Ländern sind Nahverkehrspläne auf Landesebene vorgeschrie-
ben, in anderen ist die Landesnahverkehrsplanung in die gesetzlich vorgegebene Gesamt-
verkehrs- / Generalverkehrs- oder Verkehrsentwicklungsplanung integriert bzw. werden wei-
tere unterschiedliche Formen der übergeordneten ÖPNV-Planung praktiziert. Dabei konzent-
rieren sich die meisten Länder auf die Ausgestaltung des SPNV und geben für die Planung 
des ÖSPV nur einen allgemeinen Rahmen vor. Für einige Länder werden nur allgemeine 
Leitlinien für die landesweite Entwicklung des ÖPNV fortgeschrieben, z. B. im Rahmen eines 
Landesverkehrsprogramms oder eines Landesentwicklungsplanes. Maßgeblich dürfte dafür 
sein, ob die Länder selbst Aufgabenträger des SPNV und damit für die SPNV-
Nahverkehrsplanung zuständig sind. 

Die Vorgaben zur regionalen und lokalen Nahverkehrsplanung finden sich in allen Ländern in 
den jeweiligen ÖPNV-Gesetzen. In einzelnen Ländern werden sie durch Erläuterungen oder 
spezielle Verwaltungsvorschriften oder Leitfäden ergänzt; davon einzelne mit detaillierten 
Vorgaben und Hinweisen. Ein wesentlicher Aspekt ist die Zuständigkeit für die Erstellung und 
Fortschreibung des NVP, die i. d. R. bei den betreffenden SPNV- bzw. ÖSPV-
Aufgabenträgern liegt. In den meisten Ländern ist die SPNV-Planung demnach eine Lan-
desaufgabe, die lokalen NVP sind durch die betreffenden kommunalen Körperschaften auf-
zustellen. In Brandenburg besteht seit 2005 keine Pflicht mehr zur Erstellung von NVP für 
den ÖSPV; in einzelnen weiteren Ländern „können“ die kommunalen Aufgabenträger Nah-
verkehrspläne aufstellen. Einige Länder schreiben eine regelmäßige Überprüfung bzw. Fort-
zuschreibung vor. Den kommunalen Aufgabenträgern werden in den meisten Ländern pau-
schalierte Finanzzuweisungen zur Verfügung gestellt, die im Rahmen einer allgemeinen 
Zweckbindung für die Erstellung der NVP, oft aber auch für weitere ÖPNV-Aufgaben ver-
wendet werden können. Die Vorgaben der Bundesländer zu Struktur und Inhalten der NVP 
sowie spezielle Anforderungen an die NVP sind außerordentlich unterschiedlich; sie betref-
fen die Bestandsaufnahme, Verkehrsanalyse, Verkehrsprognose, Ziele und Rahmenvorga-
ben, geplante Investitionen, Finanzierung oder auch Anforderungen an das ÖPNV-Angebot 
als Grundlage für die Vergabe von Verkehrsleistungen und die Erteilung von Genehmigun-
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gen nach dem PBefG. Schließlich gibt es noch unterschiedliche Regelungen zur rechtlichen 
und fachlichen Prüfung der NVP, zu Abstimmungs- und Zustimmungspflichten, z. B. betref-
fend benachbarte Aufgabenträger, sowie zur Bekanntmachung. 

Wesentlichen Änderungen der Vorgaben zur den Nahverkehrsplanungen sind in den meisten 
Ländern weder in letzter Zeit vorgenommen worden noch geplant, vorrangig in Folge verän-
derter Organisationsstrukturen oder kommunaler Gebietsreformen. 

In allen Ländern wird zunehmend Wert darauf gelegt, dass bei den wesentlichen Zielen der 
Nahverkehrsplanung neben der Sicherung der Daseinsvorsorge eine sparsame und sachge-
rechte Verwendung öffentlicher Zuschüsse als zugrunde gelegt wird. 

3. FINANZIERUNG DES ÖPNV 

3.1. Finanzierungsquellen und Zuständigkeiten 

Die Finanzierung des ÖPNV speist sich aus einer Reihe von Quellen des Bundes, der Län-
der und der kommunalen Gebietskörperschaften. Die beiden wichtigsten Quellen auf Lan-
desebene sind die Mittel nach dem Regionalisierungsgesetz (RegG), die primär zur Finan-
zierung des SPNV bestimmt sind, sowie diejenigen, die bisher nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) geflossen sind und die ausschließlich für die Schaffung und Er-
haltung von Verkehrsinfrastruktur bzw. investive Aufgaben zu verwenden sind. 

Kommunen GVFG
Komplementärmittelzusätzliche eigene Mittel

BundRegG
§ 8 anteilig

GVFG
Bundesprogramm     Länderprogramme

BundesländerLandes-ÖPNVG
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Quelle: Umweltbundesamt / eigene Weiterentwicklung, Stand 2000 

Abbildung 15: Investitionsgebundene Finanzzuweisungen an den ÖPNV inkl. SPNV in der 
Bundesrepublik Deutschland 
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Zunächst sei kurz dargestellt, welche Finanzmittel insgesamt in der Bundesrepublik Deutsch-
land für den ÖPNV einschließlich SPNV fließen – um der besseren Übersichtlichkeit willen in 
zwei Grafiken getrennt nach investitionsgebundenen (Abbildung 15) und nicht investitions-
gebundenen (Abbildung 16) Finanzzuweisungen. Die Dicke der Pfeile entspricht jeweils etwa 
der Stärke der Finanzströme im Verhältnis zueinander. Sie verdeutlichen, dass die Regiona-
lisierungsmittel und die Finanzmittel, die vor allem in den größeren Städten im Rahmen des 
kommunalen Querverbundes oder auch eigener Beiträge aufgewendet werden, die mit Ab-
stand größten öffentlichen Finanzierungskomponenten darstellen. Demgegenüber nehmen 
sich die gezielt für Investitionen bestimmten Mittel eher bescheiden aus, auch wenn man die 
Mittel aus dem Bundesverkehrswegeplan bzw. Bundesschienenwegeausbaugesetz 
(BSchwAG) anteilig hinzuzählt (SPNV bildet [nur] einen Anteil der Nutzer dieser Schienen-
wege). 
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Quelle: Umweltbundesamt / eigene Weiterentwicklung, Stand 2000 

Abbildung 16: Nicht investitionsgebundene Finanzzuweisungen an den ÖPNV inkl. SPNV in 
der Bundesrepublik Deutschland 

3.2. Finanzierung des ÖPNV in Niedersachsen und Bre men 

Abbildung 17 gibt einen Überblick, welche Finanzmittel vom Land Niedersachsen für den 
ÖPNV einschließlich SPNV eingesetzt werden (Mittelwerte der letzten Jahre). Nicht enthal-
ten sind in diesem Bild die Beträge der Eigenmittel, die die kommunalen Gebietskörperschaf-
ten, insbesondere in den Verdichtungsräumen, zusätzlich aufwenden, auch im Rahmen des 
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kommunalen Querverbundes, da vollständige und zuverlässige Angaben hierzu nicht verfüg-
bar sind. 
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alle Zahlenangaben in Mio. €; Mittelwerte der Jahre 2002 – 2006, bis auf * Fzg.-Förd. 2003 – 2006, **AT-Pauschale 2005/2006) 

Abbildung 17: ÖPNV-Finanzmittelfluss (Status quo) in Niedersachsen 

Speziell aus Regionalisierungsmitteln fließen die in Abbildung 18 dargestellten Beträge. 

Die Finanzmittel gemäß § 8 RegG werden in Niedersachsen gem. § 7 (1) NNVG durch das 
Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft der LNVG zugewiesen.  

Die Zuweisung der Finanzmittel gemäß GVFG erfolgte bisher ebenfalls durch das Nds. MW 
an die LNVG, die diese an den Letztempfänger auf dessen begründeten Antrag hin jeweils 
mit Zuwendungsbescheid weiterreichte. 

Bisher wird keine besondere landesweite SPNV- oder ÖPNV-Finanzierungsplanung durch 
das Land Niedersachsen aufgestellt. Insbesondere ist festzustellen, dass es keine besonde-
re Planungen oder Regelungen zur Absicherung einer (strategischen) Sonderstellung oder 
eines Vorrangs des SPNV vor dem ÖSPV durch das Land gibt, wie dies in einzelnen, aller-
dings nicht allen Bundesländern der Fall ist. 

Abbildung 19 zeigt die Verwendung der insgesamt für den ÖPNV vom Land Niedersachsen 
in den letzten Jahren eingesetzten Finanzmittel, Abbildung 20 nur die nach § 8 RegG, 
Abbildung 21 nur die nach dem GVFG. 
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Quelle: Quellen: LNVG; eigene Darstellung 

Abbildung 18: Verteilung der Finanzmittel aus § 8 RegG in Niedersachsen (Plan 2006) 
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Quelle: LNVG; eigene Darstellung (2006: Planung) 

Abbildung 19: Verwendung der Finanzmittel des Landes Niedersachsen für den ÖPNV 
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Unter „Baumaßnahmen“ ist die Finanzierung der größeren, vom Land direkt finanzierten 
Maßnahmen zusammengefasst, während sich diejenige von eher kleineren Maßnahmen von 
nur lokaler Bedeutung in dem Block verborgen ist, der den Aufgabenträgern des ÖSPV pau-
schal vom Land gemäß NNVG nach einem bestimmten Schlüssel zufließt („AT gem. 
NNVG“). Die „Fzg.-Förderung“ versteht sich ohne den vom Land gesondert finanzierten 
„SPNV-Fzg.-Pool“ für den Eisenbahnverkehr. 

Die Finanzmittel gemäß § 8 (1) RegG werden im Land Niedersachsen nach § 7 (1) NNVG 
anteilig an die Aufgabenträger des SPNV (Region Hannover, ZGB und LNVG) verteilt. Der 
Verteilungsschlüssel orientiert sich bisher an den Ergebnissen der gemäß RegG im Jahr 
2002 erfolgten Revision, geht also nach wie vor grundsätzlich vom SPNV-Angebot 1993/94 
(Maßstab der Regionalisierung) aus. Die Aufgabenträger verwenden diese Mittel zur Finan-
zierung der nicht kostendeckend erbrachten Verkehrsleistungen im SPNV auf Grund beste-
hender Verkehrsverträge mit den Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU). 
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Quelle: Quellen: LNVG; eigene Darstellung (2006: Planung)  

Abbildung 20: Verwendung von Finanzmitteln gemäß RegG für den ÖPNV in Niedersachsen 

Die LNVG hat darüber hinaus die gesamten Mittel gemäß § 8 (2) RegG als vom Land belie-
hene Gesellschaft bewirtschaftet. Da zukünftig bei der Überweisung vom Bund an die Länder 
keine Differenzierung zwischen § 8 (1) RegG und § 8 (2) RegG mehr stattfindet, sind die an-
teiligen Zuweisungen neu zu bestimmen. 

Bisher werden auch Finanzmittel gemäß § 8 (2) RegG an die Region Hannover, den ZGB 
und die LNVG verteilt (§ 7 (5) NNVG) verteilt. In den Schlüssel gehen zu zwei Dritteln die 
Einwohnerzahl und zu einem Drittel die Fläche ein. Diese Mittel werden auch zur Finanzie-
rung nicht kostendeckend erbrachter Verkehrsleistungen verwendet. 
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10% der Finanzmittel gemäß § 8 (2) RegG sind bisher als pauschale Zuweisung den Aufga-
benträgern des ÖSPV zur Verfügung gestellt worden (§ 7 (5) NNVG). Der Verteilungsschlüs-
sel leitet sich ebenfalls zu zwei Dritteln aus der Einwohnerzahl und einem Drittel aus der Flä-
che ab. Diese pauschale Zuweisung soll nicht nur zur Finanzierung des Verkehrsangebotes, 
sondern auch für Investitionen verwendet werden. 

Auf Antrag können weitere investive Finanzmittel aus § 8 (2) RegG im Rahmen der Finanz-
planung den zuständigen kommunalen Gebietskörperschaften zugewiesen werden. Die 
LNVG bereitet auf Basis der Anträge einen entsprechenden Entscheidungsvorschlag vor, der 
dann jeweils vom zuständigen Ministerium zu genehmigen ist. 
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 Quelle: LNVG; eigene Darstellung (2006: Planung)  

Abbildung 21: Verwendung von Finanzmitteln gemäß GVFG für den ÖPNV in Niedersachsen 

Für alle Zuweisungen an die kommunalen Aufgabenträger ist eine allgemeine Zweckbindung 
für den ÖPNV verbindlich. Darüber hinaus ist der Katalog in § 7 (7) NNVG maßgeblich. Die 
zweckentsprechende Verwendung für den ÖPNV ist gegenüber dem Land, vertreten durch 
die LNVG, nachzuweisen (§ 7 [9] NNVG). Im Übrigen gilt selbstverständlich die Landes-
haushaltsordnung. 

Abbildung 21 verdeutlicht, dass investive Mittel nach dem GVFG von Jahr zu Jahr in deutlich 
unterschiedlichem Umfang – vor allem bedingt durch die Art und den zeitlichen Verlauf der 
Maßnahmen – eingesetzt werden, weshalb zur vergleichenden Bewertung Mittelwerte über 
mehrere Jahre sinnvoll erscheinen. 

Speziell für die Finanzierung der (Haltestellen-) Infrastruktur im ÖSPV sind die jeweils betrof-
fenen Kommunen zuständig. Sie können dazu die erwähnten Pauschalzuweisungen ver-
wenden, die auch für investive Maßnahmen mit einem Wert von weniger als 25.000 € vorge-
sehen sind, sowie Finanzmittel aus dem Haltestellenprogramm des Landes für Maßnahmen 
mit einem jeweiligen Wert von über 25.000 €, wobei auch eine Bündelung mehrerer Maß-
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nahmen möglich ist. Die Verteilung der Investitionsfördermittel durch die LNVG erfolgt nach 
einer Projektbewertung unter Anwendung einer volkswirtschaftliche Betrachtung für jedes 
Projekt bzw. Maßnahmenbündel. 

Die Ausgleichszahlungen für rabattierte Fahrkarten im Schülerverkehr (§ 45a PBefG) werden 
seit dem Jahr 2005 durch das Land Niedersachsen als einzigem Bundesland vollständig aus 
Regionalisierungsmitteln abgedeckt, nachdem dies bis zum Jahr 2003 noch komplett aus ei-
genen Landesmitteln geschah. 

Letzte Anpassungen zur Finanzierung des ÖPNV wurden seitens des Landes Niedersach-
sen zum 01.01.2005 im Zuge der Verwaltungsmodernisierung umgesetzt. Weitere Änderun-
gen sind im Rahmen des Bürokratie-Abbaus vorgesehen, so z.B. Vereinheitlichung von 
Formblättern und Verfahren. 

Das Land Bremen setzt etwas mehr als die Hälfte seiner Regionalisierungsmittel für die Fi-
nanzierung der nicht kostendeckend erbrachten Verkehrsleistungen im SPNV ein (Abbildung 
22). Die Finanzierung erfolgt entweder auf der Grundlage bestehender Verkehrsverträge mit 
den EVU oder durch Zuwendungsbescheide für Verkehre, die auf Grund von Verkehrsver-
trägen zwischen der LNVG und NE-Bahnen in Niedersachsen durchgeführt werden und im 
Land Bremen beginnen bzw. enden. Die übrigen Mittel nach § 8 RegG werden größtenteils 
für Investitionen eingesetzt. 
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Quelle: Senat Bremen; eigene Darstellung (2006: Planung)  

Abbildung 22: Verwendung der Finanzmittel aus § 8 RegG im Land Bremen 

Die dem Land zustehenden Finanzmittel nach dem GVFG werden bei fast allen Vorhaben 
auf 90% der Investitionssummen aufgestockt, so dass die kommunalen Haushalte nur mit 
den verbleibenden 10% (Eigenmittel) belastet werden. 
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Durchschnittlich 18% der eingesetzten investiven Mittel werden traditionell im Bereich der 
Stadt Bremerhaven eingesetzt. 

Zur Finanzierung der Verkehrsleistungen steuert das Land eigene Mittel zur Abdeckung der 
Ausgleichszahlungen nach § 45a PBefG (rabattierte Schülerfahrkarten) und SGB IX (unent-
geltliche Beförderung Behinderter) sowie zur Abdeckung von Durchtarifierungsverlusten im 
Verbundverkehr bei. Die erforderlichen Zuschüsse für nicht kostendeckend zu erbringenden 
Leistungen im ÖSPV werden weitaus überwiegend von den Städten Bremen und Bremerha-
ven abgedeckt. 

Hinsichtlich der Investitionen in den ÖPNV hat derzeit und in den kommenden Jahren im 
Land Bremen der Ausbau der Regio-S-Bahn und des Straßenbahnnetzes in Bremen Priori-
tät. Grundlagen der Reihenfolge der Ausbaumaßnahmen sind die üblichen bundesweit an-
gewendeten Regularien (Standardisierte Bewertung), aber auch verkehrspolitische Akzent-
setzungen und die Koordination mit Straßenbaumaßnahmen in den betreffenden Korridoren. 

Das Land Bremen beabsichtigt, die maßgeblichen Rechtsvorschriften einschließlich ÖPNVG 
den neuen Rahmenbedingungen anzupassen. 

3.3. Finanzierung des ÖPNV in anderen Bundesländern  

Auch in den anderen Bundesländern werden die für den ÖPNV zur Verfügung stehenden Fi-
nanzmittel gemäß RegG und GVFG den kommunalen Aufgabenträgern bzw. Einzelkommu-
nen und Verkehrsunternehmen in der Regel durch das jeweilige Ministerium oder eine nach-
geordnete Landesbehörden zugewiesen, in einzelnen Ländern auch vorbereitet durch beste-
hende Servicegesellschaften. 

Die nichtinvestiven und / oder investiven Finanzmittel für den SPNV gemäß § 8 (1) RegG 
werden in den Ländern, in denen Zweckverbände oder Verbundgesellschaften die Funktion 
des SPNV-Aufgabenträgers wahrnehmen, diesen überwiegend gebündelt bzw. pauschaliert 
zugewiesen; in den anderen Bundesländern erhalten die Eisenbahnverkehrsunternehmen 
diese Mittel direkt von den zuständigen Ministerien oder über bestehende Servicegesell-
schaften. 

Die Zuweisungen der Länder an die Aufgabenträger zur Finanzierung des ÖPNV sind in der 
Regel mit einer allgemeinen Zweckbindung für den ÖPNV verbunden, soweit sie nicht an 
bestimmte Maßnahmen gebunden sind. Die zweckgebundene Verwendung ist in allen Län-
dern gegenüber den zuständigen Behörden nachzuweisen. 

Bisher haben die Länder die Zuweisung der Finanzmittel an die Aufgabenträger kaum mit 
der Vorgabe von Zielen oder Zielerfüllungsgraden verknüpft, also solchen, die zwar einen 
gewissen Differenzierungsgrad haben, ohne jedoch maßnahmegenau zu sein. Lediglich in 
Hessen sind bisher Finanzierungs- und Zielvereinbarungen inkl. Malusregelungen eingeführt 
worden, die das HMWVL mit den Verbundgesellschaften abschließt. 

In NRW wird das ÖPNV-Gesetz durch Verwaltungsvorschriften ergänzt, die zusätzliche Re-
gelungen sowie einen ausführlichen Katalog von Fördertatbeständen für maßnahmegebun-
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dene Verwendungszwecke und Hilfestellungen und Handreichungen für die Aufgabenträger. 
enthalten. 

Im Übrigen sind in allen Ländern die jeweiligen Landeshaushaltsordnungen maßgeblich. 

Auch die bisherigen Regelungen zum Einsatz der Finanzmittel gemäß § 8 (2) RegG sind in 
den Ländern unterschiedlich. In allen Ländern wird ein Teil dieser Mittel gebündelt (pauschal) 
den Aufgabenträgern des SPNV zugewiesen. Grundlage für die Verteilung weiterer Mittel 
sind in der Regel periodisch fortgeschriebene Finanzierungs- oder Investitionsplanungen der 
Länder mit teilweise sehr unterschiedlichen Detailregelungen. In einzelnen Ländern werden 
diese ergänzt durch spezielle Förderprogramme (z. B. zur Fahrzeugbeschaffung, Qualitäts-
standards, etc.). 

Nur einige Länder praktizieren eine gebündelte bzw. pauschalierte Zuweisung von Finanz-
mitteln für den ÖSPV an die Aufgabenträger, und dies in unterschiedlicher Art und Weise, 
unter Anwendung unterschiedlicher Verteilungsschlüssel (Tabelle 3)und mit unterschiedli-
chen Auflagen, zumeist aus Finanzmitteln gemäß § 8 (2) RegG, in Bayern und Baden-
Württemberg allerdings – als „ÖPNV-Zuweisungen“ – ausschließlich aus Mitteln des Kom-
munalen Finanzausgleichs. 

Zunehmend folgen die Länder der Zielstellung, die Zuständigkeit für die nichtinvestive bzw. 
investive Verwendung der Finanzmittel, bei letzteren für die Finanzierung von „Kleinmaß-
nahmen“, zunehmend auf die kommunalen Aufgabenträger zu verlagern, während sie die 
Kompetenz für größere bzw. „landesbedeutsame“ Maßnahmen möglichst auf der Ebene der 
Landesinstitutionen bewahren wollen. Zu letzteren können z. B. auch S-Bahn-Systeme gehö-
ren. 

Einzelne Länder prüfen derzeit die Einführung neuer Zuweisungsverfahren und Verteilungs-
schlüssel, auch um damit den Aufgabenträgern Anreize zu einem sachgerechteren Mittelein-
satz sowie zusätzlichem eigenem Engagement zu geben. Der größte Konflikt bei den Bemü-
hungen um mehr „Gerechtigkeit“ und Effizienz ist naturgemäß bei absehbar größeren Ab-
weichungen gegenüber den bisherigen Zahlungen zu sehen. 

Die ÖPNV-Gesetze einiger Länder bestimmen, dass dem SPNV eine Sonderstellung bzw. 
ein Vorrang einzuräumen ist. Einzelne Bundesländer haben aber auch derartige Regelungen 
in ihren ÖPNV-Gesetzen gestrichen; so wurde in Sachsen-Anhalt das seinerzeitige Flächen-
bahnkonzept zugunsten einer Strategie des flexiblen "Verkehrsträger-Mix" aus Bahn, Bus 
und alternativen Bedienformen aufgegeben. Im Übrigen werden in allen Bundesländern die 
nach RegG zugewiesenen Finanzmittel überwiegend für den SPNV eingesetzt, womit dem 
SPNV praktisch ein Vorrang eingeräumt wird. 

Die ÖPNV-Infrastrukturplanungen der Bundesländer sind unterschiedlich strukturiert und ha-
ben unterschiedliche Detaillierungsgrade. Für die Finanzierung von Kleinmaßnahmen wie 
Haltestellen-Infrastruktur im ÖSPV sind in allen Bundesländern grundsätzlich die jeweils be-
troffenen Kommunen (oder in Abstimmung mit diesen die Verkehrsunternehmen) zuständig. 
Meist werden die einzeln, z. B. im Rahmen der jährlichen Landesinvestitionsprogramme, be-
antragten Maßnahmen durch die zuständigen Landesbehörden (Landesamt, Bezirksregie-
rung, Regierungspräsidium etc.) bewilligt. In mehreren Ländern werden die Kommunen auf-



Organisation und Finanzierung des ÖPNV 
in Niedersachsen und Bremen 

Projektnummer  35062 

Datum 14.11.2006 

Seite 40  

 
 

2006-11-14_Bericht_Fin_OEPNV_NI_HB.doc 

 

gefordert, zur Überwindung von Bagatellegrenzen diese gebündelt zu beantragen. 
 

Bundesland Schlüsselung 

Baden-Württemberg "FAG-Pauschale": Einwohner [33%] und Flächen [67%] 

Bayern "ÖPNV-Zuweisungen" im Rahmen FAG: Steuereinnahmen je Ein-
wohner, Eigenaufwendungen der AT und Faktor Kooperation 

Brandenburg Investive & nichtinvestiver Finanzmittel: Fläche [30%], Fahrplan-km 
[20%], Eigenmittel der Aufgabenträger [20%], Fahrgastzahlen [30%] 

Hessen kein fester Verteilungsschlüssel 
Mecklenburg-Vorpommern kein fester Verteilungsschlüssel 
Niedersachsen 10% der Mittel gem. § 8 (2) RegG: Einwohnern [33%], Fläche [67%] 

sowie 1 € je EW für die Erstellung von NVP 
Nordrhein-Westfalen einheitliche "Aufgabenträger-Pauschale": an die Kreise und kreis-

freien Städte je 150 T€, an die Zweckverbände je 350 T€ 
Rheinland-Pfalz ca. 1 € / Einwohner, mindestens jedoch 100 T€ 
Saarland einheitlicher Betrag je AT (ca. 50.000 €) sowie zusätzlicher Betrag 

an AT nach Schlüssel Einwohner (insgesamt 300 T€) 
Sachsen FAG-Mittel: einwohnerbezogene Schlüsselzuweisungen 

Sachsen Anhalt investive / nichtinvestive Finanzmittel: Einwohnern [40%], Fläche 
[30%], Fahrplan-km [25%], Straßenbahn-Netzlänge [5%] 

Schleswig-Holstein einheitlicher Betrag je AT (ca. 75 T€); zusätzlich Verteilung der 
"FAG-Pauschale" nach Einwohnern und Fläche 

Thüringen Pauschale nach Fahrplan-km und Betriebsarten 

Tabelle 3: Schlüsselung von Zuweisungen an die Aufgabenträger des ÖSPV, Stand 2005 

In einzelnen Ländern können die Pauschalzuweisungen an die Kommunen auch für investive 
Maßnahmen verwendet werden. 

In Niedersachsen werden die vom Land direkt eingesetzten Mittel nach einer Projektbewer-
tung (volkswirtschaftliche Betrachtung für jedes zu fördernde Projekt) eingesetzt. 

In Hessen haben die Verbundgesellschaften Zielvorgaben entwickelt und streben Vereinba-
rungen mit den zuständigen Kommunen und lokalen Aufgabenträgerorganisationen an, die 
auch einheitliche Standards zur Gestaltung der Haltestellen enthalten. 

Die Mehrheit der Bundesländer hat im Zuge von Novellierungen ihrer ÖPNV-Gesetze in den 
letzten Jahren in auch Regelungen zur Finanzierung des ÖPNV angepasst, so in Sachsen-
Anhalt und Brandenburg im Jahr 2005, wo die Aufteilung der Finanzmittel auf die kommu-
nalen Aufgabenträger mit der Einführung spezifischer Schlüsselungssysteme neu geregelt 
wurde. Aus Sicht des Landes Brandenburg haben sich die Neuregelungen grundsätzlich be-
währt; Befürchtungen, dass die pauschale Zuweisung von Finanzmitteln an die kommunalen 
Aufgabenträger zur Verringerung ihres eigenen finanziellen Engagements oder zu einer ver-
stärkten Verwendung der Mittel im nichtinvestiven anstatt im investiven Bereich führen könn-
te, haben sich nicht erfüllt. 

In mehreren Bundesländern wurden in letzter Zeit auch neue oder modifizierte Verwaltungs-
vorschriften zur ÖPNV-Finanzierung in Kraft gesetzt oder sind in Vorbereitung, insbesondere 
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mit dem Ziel des Bürokratie-Abbaus (z.B. einheitliche Formblätter und Verfahren) und allge-
mein zur Kostensenkung. 

Weiterer Regelungsbedarf wird gegenwärtig in mehreren Ländern gesehen, speziell betref-
fend eine pauschalisierte Zuweisung von Finanzmitteln an die Aufgabenträger, bei manchen 
auch unter Einbeziehung der Mittel nach § 45a PBefG und SGB IX. 

Ziel ist zumeist, unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips einen wirtschaftlicheren und effek-
tiveren Mitteleinsatzes zu erreichen. In der Regel werden in diesem Zusammenhang den 
kommunalen Aufgabenträgern mehr Kompetenzen übertragen. 

4. AUSGEWÄHLTE ECKDATEN DER ENTWICKLUNG DES ÖPNV, S EINER 
RAHMENBEDINGUNGEN UND FINANZIERUNG 

Einige relevant erscheinende Eckdaten des ÖPNV werden nachfolgend dargestellt und kurz 
kommentiert, einige auch mit denen anderer Bundesländer verglichen. Nicht für alle Eckda-
ten liegen neuere Zahlen vor, da in den letzten Jahren einige Erhebungen umgestellt oder 
aufgegeben wurden. 

Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg wurden nicht in alle Ländervergleiche einbezogen, da 
für diese einige Daten nicht in der für die Flächenländer verfügbaren Weise vorliegen oder 
ein Vergleich problematisch erscheint. 

Auf die Problematik verkürzter Schlussfolgerungen aus einer vergleichenden Interpretation 
der Eckdaten sei ausdrücklich hingewiesen, zumal länderspezifische Besonderheiten eine 
Vergleichbarkeit oft erschweren bzw. ausschließen. 

Die bei dem Vergleich mit anderen Bundesländern verwendeten Abkürzungen sind der 
Abbildung 23 zu entnehmen.Als Quellen dienten das Statistische Bundesamt (betreffend 
Einwohner, Fläche, ÖSPV-Angebot, ÖSPV-Nachfrage), das BMVBW (betreffend Finanzmit-
tel nach GVFG und RegG), die Länderministerien und Aufgabenträger des SPNV (betreffend 
das SPNV-Angebot), insbesondere auch die LNVG und der Senator für Bau, Umwelt und 
Verkehr. Vergleichswerte zum ÖSPV-Angebot der übrigen Bundesländer standen größten-
teils nur bis zum Jahr 2003 bzw. 2004 zur Verfügung, was mit der Änderung der Berichter-
stattung ab 2004 zusammenhängt. 
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Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 23: Für die Bundesländer verwendete Abkürzungen 

4.1. Rahmenbedingungen 

Wesentliche Rahmenbedingungen der Entwicklung des ÖPNV, die mehr oder weniger auch 
in den kommenden Jahren noch zu beachten sein werden, sind 

� die angespannte Finanzsituation in den öffentlichen Haushalten, 

� die Zusammenfassung und Kürzung der Finanzmittel nach dem Regionalisierungsgesetz 
(RegG), die Neubestimmungen im Zuge der Änderung des GVFG und die Möglichkeit 
der Länder, neue eigene Regelungen betreffend Ausgleichszahlungen für rabattierte 
Schülerkarten zu schaffen, 

� Veränderungen in den soziodemografischen Strukturen und damit den Nachfragestruktu-
ren des ÖPNV, wobei die Entwicklungen und Prognosen für den Raum Niedersachsen / 
Bremen zwar insgesamt günstig, regional aber sehr unterschiedlich ausfallen, 

� Vorgaben der EU und des Bundes, insbesondere betreffend das Beihilfe- und Vergabe-
recht, 

� die Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien, 

� Veränderungen der ÖPNV-Angebotsstrukturen und 
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� teilweise mangelnde Effektivität des Finanzmitteleinsatzes. 

Bei den folgenden Vergleichen mit anderen Bundesländern sind selbstverständlich zentrale 
Einflussgrößen wie Einwohner, Fläche und Wirtschaftskraft (hier am Bruttoinlandsprodukt 
gemessen) zu beachten. 

Dabei wird nochmals deutlich, dass das Land Niedersachsen zwar als Flächenland gelten 
kann, da es nach dem Freistaat Bayern die größte Ausdehnung hat (Abbildung 24) und unter 
den alten Bundesländern die geringste Einwohnerdichte aufweist (Abbildung 26).  
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 (Angaben in Tausend km²)  

Abbildung 24: Fläche der Bundesländer 

Andererseits rangiert es hinsichtlich der Einwohnerzahl an vierter Stelle der Bundesländer 
(Abbildung 25) und hat in den letzten Jahren eine positive Entwicklung aufzuweisen 
(Abbildung 27). 

Die Besonderheit des Landes Bremen ist, dass die beiden ihm angehörenden Großstädte 
Bremen und Bremerhaven jeweils vom Land Niedersachsen umschlossen sind. Hier sind die 
Einwohnerzahlen in den letzten Jahren nahezu konstant geblieben. 

Auf die relativ schwache Wirtschaftskraft des Landes Niedersachsen weist der Indikator Brut-
toinlandsprodukt (BIP) je Einwohner (Abbildung 28) hin, nach dem das Land zumindest unter 
den alten Bundesländern an letzter Stelle rangiert. Das Land Bremen steht diesbezüglich in 
letzter Zeit deutlich günstiger da, nämlich nach der Hansestadt Hamburg an zweiter Stelle. 
Betrachtet man beide Länder zusammen, ergibt sich ein etwas günstigeres Bild. 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 25: Einwohner der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 26: Einwohnerdichte, Vergleich der Bundesländer 
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Quelle: Statistisches Landesamt Niedersachsen, eigene Darstellung 

Abbildung 27: Entwicklung der Einwohnerzahlen in Niedersachsen 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 28: Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner, Vergleich der Bundesländer 
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4.2. ÖPNV-Netze und Fahrleistungen 

Im SPNV werden im Land Niedersachsen Fahrleistungen je Einwohner in deutlich geringe-
rem Umfang als in den meisten anderen Bundesländern angeboten (Abbildung 29), während 
das Angebot im ÖSPV etwa dem Bundesdurchschnitt entspricht (Abbildung 31), in Bremen 
sogar etwas über dem Bundesdurchschnitt liegt. 

Das SPNV-Netz in Niedersachsen und Bremen zeigt Abbildung 30.  

Hinsichtlich der absoluten Fahrleistungen (Abbildung 32 und Abbildung 33) entsprechen die 
Positionen der beiden Länder Niedersachsen und Bremen hingegen annähernd denen bei 
den Einwohnerzahlen (Abbildung 25). Die Fahrleistungen im SPNV im Verhältnis zur Fläche 
verdeutlichen den sehr niedrigen Erschließungsgrad Niedersachsens durch Eisenbahnver-
kehr (Abbildung 34), der nur von Mecklenburg-Vorpommern unterboten wird. Der Wert liegt 
rund ein Drittel unter dem Durchschnitt aller Bundesländer. Auch die zusammengefassten 
Daten für Niedersachsen und Bremen ergeben kein wesentlich anderes Bild. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 29: Fahrleistung im SPNV (Zug-km) je Einwohner, Vergleich der Bundesländer 
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Quelle: LNVG, Stand 2006 

Abbildung 30: SPNV-Liniennetzplan Niedersachsen / Bremen 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 31: Fahrleistung im ÖSPV je Einwohner, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 32: Fahrleistung im SPNV, Vergleich der Bundesländer 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 33: Fahrleistung im Linienverkehr, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 34: Fahrleistungen im SPNV im Verhältnis zur Fläche, Vergleich der Bundeslän-
der 
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Ähnlich verhält es sich mit der Netzlänge des SPNV, also der Gesamtlänge der Eisenbahn-
strecken, auf denen SPNV stattfindet (Abbildung 35 und Abbildung 36), die als Maß der Flä-
chenerschließung gilt, wobei allerdings zu beachten ist, dass der Umfang des niedersächsi-
schen SPNV-Netzes an vierter Stelle im Ländervergleich rangiert. Hier macht sich bemerk-
bar, dass der Erschließungsaufwand naturgemäß für ein Flächenland wie Niedersachsen 
größer ist als für Verdichtungsräume, selbst wenn auch hier Bremen mit eingeschlossen 
wird. 
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Quelle: DB Regio; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 35: Netzlänge des SPNV, Vergleich der Bundesländer 

Eine Ursache für die heute geringe Netzdichte ist auch, dass im Raum Niedersachsen / 
Bremen vor der Bahnreform mehr schienengebundene Personenverkehre eingestellt worden 
sind als in anderen, vor allem in den neuen Bundesländern. 

Die Unterschiede zwischen den Bundesländern sind zudem durch unterschiedliche demo-
grafische Entwicklungen und andere verkehrspolitische Akzentsetzung geprägt. Von nicht 
unwesentlicher Bedeutung ist bei Flächenländern stets die höhere individuelle Motorisierung 
und auch Nutzung des Pkw als in dichter besiedelten Ländern. 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt, DB Regio; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 36: Netzlänge des SPNV im Verhältnis zur Fläche, Vergleich der Bundesländer 

4.3. Beförderungsleistungen 

Für einen länderübergreifenden Vergleich der Beförderungsleistungen liegen verwertbare 
Zahlen nur aus dem Jahr 2004 vor. Im SPNV (Abbildung 37) rangierte das Land Niedersach-
sen mit der hier erbrachten gesamten Beförderungsleistung in Personenkilometern (Pkm) 
nur an sechster Stelle, im ÖSPV aber auf Platz vier, hier also analog der Einwohnerzahl 
(Abbildung 38). Bezieht man die Beförderungsleistungen allerdings auf die Anzahl Einwoh-
ner, ergeben sich Werte, die deutlich niedriger als in vergleichbaren anderen Bundesländern 
liegen, für den SPNV sogar den niedrigsten aller Bundesländer mit mehr als 20% unter dem 
Durchschnittswert (Abbildung 39). 

Im ÖSPV ergibt die Anzahl der beförderten Personen (Abbildung 41) einen etwas günstige-
ren Vergleichswert als die Beförderungsleistung (Abbildung 40), woraus geschlossen werden 
kann, dass in Niedersachsen überwiegend kürzere Strecken mit dem ÖSPV zurückgelegt 
werden, während im SPNV nach Unterlagen der Aufgabenträger deutlich längere Entfernun-
gen üblich sind. Dennoch liegt auch im ÖSPV der Wert für Niedersachsen etwa ein Viertel 
unter dem bundesweiten Durchschnittswert, der angibt, wie oft innerhalb eines Jahres im 
Durchschnitt ein Bewohner der Republik den Eisenbahn- oder Linienverkehr benutzt. 

Für Bremen erscheinen die entsprechenden Werte etwas günstiger, liegen allerdings deut-
lich unter denen der beiden – zugegebenermaßen aber auch deutlich größeren und über ein 
eigenes S-Bahn-System verfügende – Stadtstaaten Hamburg und Berlin. 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 37: Beförderungsleistung im SPNV, Vergleich der Bundesländer  
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 38: Beförderungsleistung im ÖSPV, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 39: Beförderungsleistung im SPNV je Einwohner, Vergleich der Bundesländer  
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 40: Beförderungsleistung im ÖSPV je Einwohner, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2003 

Abbildung 41: Im Linienverkehr beförderte Personen im Verhältnis zur Einwohnerzahl, Ver-
gleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2005 

Abbildung 42: Anzahl Fahrgäste im ÖSPV, Vergleich der Bundesländer 
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Allein mit der relativ dünnen Besiedelung des Raumes Niedersachsen / Bremen lässt sich 
dies nicht erklären, wenngleich sicher hier ein Zusammenhang besteht. Abbildung 26 zeigt 
im Vergleich mit Abbildung 40 und Abbildung 41, dass trotz geringer Einwohnerdichte (An-
zahl Einwohner pro km²) einige andere Bundesländer deutlich höhere Verkehrsleistungen im 
ÖPNV aufweisen. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass der ÖPNV im Land Niedersachsen im Vergleich zu 
anderen Bundesländern hinsichtlich Angebot und  Nachfrage ständig Gefahr läuft, das 
„Schlusslicht“ zu bilden, zumindest unter den alten Bundesländern. Eine Einbeziehung des 
Landes Bremen ergibt kein wesentlich günstigeres Bild. 

Die Wirtschaftlichkeit des ÖPNV kann nicht zuletzt am Besetzungsgrad der Züge des SPNV 
bzw. der Fahrzeuge des ÖSPV dargestellt werden, so in Abbildung 43 für den SPNV und in 
Abbildung 44 für den ÖSPV in Pkm pro Zug- bzw. Fahrzeug-km für das Jahr 2004. Die dies-
bezügliche Stellung der Verkehrsunternehmen Niedersachsens im Vergleich zu denen der 
anderen Bundesländer kann zumindest als deutlich verbesserungsbedürftig bezeichnet wer-
den, während die des Landes Bremen immerhin etwas über dem bundesdeutschen Durch-
schnitt liegt. 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 43: Besetzungsgrad im SPNV, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 44: Besetzungsgrad im ÖSPV, Vergleich der Bundesländer 

4.4. ÖPNV-Finanzierung und -Organisation 

� Finanzielle Aufwendungen 

Die Finanzierung des ÖPNV sollte gemäß PBefG grundsätzlich durch Einnahmen aus Fahr-
scheinverkauf und Ausgleichszahlungen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen (insbesonde-
re zur Rabattierung von Schülerfahrausweisen und Erstattungen für die unentgeltliche Beför-
derung von Schwerbehinderten) sowie Zuschüsse der öffentlichen Hand für Gemeinwohlver-
pflichtungen (verkehrspolitische Vorgaben für Leistungen, für die im Verkehrsmarkt keine 
kostendeckenden Einnahmen zu realisieren sind) gewährleistet werden. 

Für den ÖSPV liegen für das Jahr 2002 die Einnahmen der Verkehrsunternehmen aus Fahr-
scheinverkauf und Ausgleichszahlungen, zusammengefasst je Bundesland, vor (Abbildung 
45). Bezogen auf die Beförderungsleistung kann der Umsatz je Personenkilometer errechnet 
werden (Abbildung 46). In Niedersachsen werden danach gegenüber dem Mittelwert auf 
Bundesebene etwas unterdurchschnittliche Einnahmen realisiert, in Bremen deutlich über-
durchschnittliche; beide zusammen liegen leicht unter dem Bundesdurchschnitt. 

Der unterschiedliche Umfang der Fahrleistungen im ÖPNV – und insbesondere im SPNV – 
in den einzelnen Bundesländern spiegelt sich auch in den eingesetzten Regionalisie-
rungsmitteln wider, speziell in dem durchschnittlichen Zuschussbedarf je Zug-km im SPNV. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2002 

Abbildung 45: Umsatz der Verkehrsunternehmen im ÖSPV, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2002 

Abbildung 46: Umsatz aus dem ÖSPV bezogen auf die Beförderungsleistung, Vergleich der 
Bundesländer 
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Die Finanzmittel nach § 8.1 RegG und ein unterschiedlich hoher Anteil der Mittel nach § 8.2 
RegG werden zur Abdeckung der bestehenden Differenz zwischen den erforderlichen Auf-
wendungen (Abgeltungen für Zugfahrten und Trassen-/Stationsgebühren) und realisierbaren 
Erträgen aus Fahrscheinverkauf etc. eingesetzt. Immerhin liegen die Finanzmittel gemäß § 8 
RegG je Einwohner (Abbildung 47) für das Land Niedersachsen nicht ganz so niedrig wie die 
oben aufgezeigten Werte von Angebot und Nachfrage im ÖPNV. Der Zuschussbedarf je 
Zug-km (Abbildung 48) liegt für die Länder Niedersachsen und Bremen unter dem Durch-
schnittswert für alle Bundesländer und nimmt im Vergleich der alten Bundesländer inzwi-
schen eine mittlere Position ein, nachdem er noch vor wenigen Jahren über dem Durch-
schnitt gelegen hatte. Das Verhältnis von Erträgen zu Aufwand hat sich insbesondere in Fol-
ge verbesserter Angebote und Reduzierung der Kosten im Ergebnis der Vergabe von Fahr-
leistungen im Wettbewerb positiv entwickelt. In Abbildung 47 und Abbildung 48 sind die im 
Jahr 2005 sehr hohen Zahlungen in den SPNV-Fahrzeugpool des Landes Niedersachsen in 
dem Anteil „sonstiger Mitteleinsatz“ enthalten. 
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 Quelle: Angaben der Länder; eigene Darstellung, Stand 2005 

Abbildung 47: Finanzmittel gemäß § 8 RegG im Verhältnis zur Einwohnerzahl, Vergleich der 
Bundesländer 

Die Entwicklung des gesamten bundesweiten Mittelflusses nach dem GVFG im Laufe der 
letzten Jahre ist Abbildung 49 zu entnehmen. Deutlich werden die erheblich gesteigerten Be-
träge für Verkehrsinvestitionen in den Gemeinden in den 1990er Jahren; sie spiegeln im We-
sentlichen Ausbau und Modernisierung der Infrastruktur in den neuen Bundesländern wider. 
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Quelle: Angaben der Länder; eigene Darstellung, Stand 2001 und 2004 

Abbildung 48: Finanzmitteln gemäß § 8 RegG je Zug-km, Vergleich der Bundesländer 
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Quelle: GVFG-Bericht 11.08.2004, Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung 

Abbildung 49: Entwicklung der Finanzmittel nach GVFG (bundesweit) 
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Zur Verwendung der Regionalisierungsmittel in den einzelnen Bundesländern liegen zwar 
Daten vor, wobei allerdings zu beachten ist, dass die Zuordnung durch die einzelnen Länder 
teilweise unterschiedlich gehandhabt wird. Dennoch lässt sich ein grober Vergleich erstellen 
(Abbildung 50 und Abbildung 51). Bei den Anteilen für Investitionsförderung sind die Ausga-
ben des Landes Niedersachsen für den SPNV-Fahrzeugpool gesondert ausgewiesen sind. 
Der Betrag war im Jahr 2005 besonders hoch. Auch einige andere, allerdings nicht alle Bun-
desländer betreiben ebenfalls Fahrzeugförderung, die sich in den Positionen „Investitionsför-
derung“ verbergen – auch wenn sie keinen Pool wie das Land Niedersachsen gebildet ha-
ben. Grundsätzlich wären diese Beträge anteilig bei den Angaben zur Finanzierung der 
SPNV-Betriebsleistungen zu berücksichtigen („Bestellung SPNV“), wenn man letztere mit 
denen der anderen Länder vergleicht, in denen die Erneuerung des Fahrzeugparks aus-
schließlich durch die EVU und damit indirekt über die Besteller-Entgelte finanziert wird. Da 
die Fahrzeugförderungen im SPNV über 15 bis 20 Jahre zuschussreduzierend wirken, wären 
allerdings die entsprechenden Anteile pro Jahr verhältnismäßig klein. 
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Quelle: Angaben der Länder; eigene Darstellung, Stand 2005 

Abbildung 50: Verwendung der Regionalisierungsmittel, Vergleich der Bundesländer 

Da bei den Investitionen im Übrigen eine auf ein einziges Jahr beschränkte Betrachtung zu 
falschen Schlüssen führen kann, wird auf die in Abbildung 19 bis Abbildung 22 dargestellte 
Entwicklung über die letzten Jahre verwiesen. 
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Quelle: Angaben der Länder; eigene Darstellung, Stand 2005 

Abbildung 51: Anteilige Verwendung der Regionalisierungsmittel, Vergleich der Bundeslän-
der 

Bemerkenswert erscheint gegenüber den zur Verfügung gestellten Mitteln der vom Verband 
deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) bereits vor Jahren auf Basis der Angaben seiner 
Verbandsmitglieder geschätzte Investitionsmittelbedarf für die kommunalen Unternehmen 
und NE-Bahnen in den einzelnen Bundesländern (Abbildung 52). Die Investitionen in Netz 
und Betrieb der DB AG sind hier nicht enthalten. Der ab 2005 insgesamt sinkende Bedarf 
dürfte vor allem auf die in der jüngeren Vergangenheit getätigten staatlichen Investitionen in 
die Straßen-bzw. Stadtbahn- und U-Bahn-Netze sowie Betriebshöfe zurückzuführen sein, die 
für die nähere Zukunft nicht mehr in diesem Umfang als erforderlich angesehen werden. Für 
Niedersachsen und Bremen sehen die ausgewiesenen Beträge vor allem gegenüber den 
anderen größeren Bundesländern eher bescheiden aus. 

Hinsichtlich der insgesamt im ÖPNV eingesetzten staatlichen Finanzmittel nimmt Nieder-
sachsen im Vergleich zu den anderen Bundesländern eine Mittelposition ein, die sich etwas 
günstiger ausnimmt, wenn man beachtet, dass in den neuen Bundesländern in den letzten 
Jahren immer noch ein im Verhältnis zu anderen Strukturdaten deutlich überproportionaler 
Mitteleinsatz im ÖPNV stattgefunden hat. Da sowohl das Gesamtangebot als auch die Nach-
frage im ÖPNV in Niedersachsen etwas unter dem Durchschnitt der Bundesländern liegt, 
stellt sich die Frage, ob ein etwas höherer bzw. noch effektiverer Einsatz staatlicher Mittel 
anzuraten wäre. Hierbei ist allerdings zwischen SPNV und ÖSPV zu differenzieren. 
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Quelle: VDV (2002): Investitionsbedarf des ÖPNV 2003 bis 2012; eigene Darstellung 

Abbildung 52: Investitionsmittelbedarf - kommunale Unternehmen und NE-Bahnen, Vergleich 
der Bundesländer 

Im SPNV ist die Effektivität des Mitteleinsatzes in den letzten Jahren deutlich verbessert 
worden, da der Umfang der bestellten Leistungen kaum gesteigert wurde, Zuschüsse redu-
ziert und dennoch hohe Fahrgaststeigerungen erzielt werden konnten. Dies dürfte insbeson-
dere auch auf den gezielten Einsatz investiver Mittel zurückführen sein, von dem man sich 
nachhaltige Wirkungen verspricht. 

Weniger günstig erscheint die Situation im ÖSPV, problematisch insbesondere, dass das 
Land Niedersachsen die in der Vergangenheit für Ausgleichszahlungen nach § 45a PBefG 
eingesetzten Eigenmittel in den letzten Jahren vollständig durch Regionalisierungsmittel er-
setzt hat und im Unterschied zu einigen anderen Bundesländern (FAG etc.) gar keine eige-
nen Haushaltsmittel – d. h. über die vom Bund zugewiesenen Mitteln nach dem RegG und 
GVFG hinaus – mehr für den ÖPNV einsetzt. 

Anzumerken ist allerdings, dass die von den Kommunen eingesetzten Eigenmittel in diese 
Betrachtung nicht einbezogen sind, zumal hierüber keine aktuellen und aussagekräftigen Da-
ten vorliegen. 

Das Land Bremen setzt im Unterschied zu Niedersachsen und auch anderen Bundesländern 
immer noch einen etwas höheren Anteil an eigenen Landesmitteln zur Finanzierung des 
ÖPNV ein, insbesondere für Ausgleichszahlungen zur Schülerbeförderung (§ 45aPBefG), al-
lerdings auch um damit eine zusätzliche Belastung der kommunalen Haushalte zu vermei-
den. 
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� SPNV-Aufgabenträgerschaft 

Ein Vergleich der Strukturen und Eckdaten der Organisation und Finanzierung des ÖPNV 
belegt insgesamt erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern, sowohl 
betreffend das Verhältnis zwischen den eingesetzten staatlichen Finanzmitteln und den er-
kennbaren Effekten (ÖPNV-Angebot und -Nachfrage), aber auch der Organisationsstruktu-
ren. Dabei ist allerdings ist zu beachten, dass länderspezifische Rahmenbedingungen, Priori-
tätensetzungen und Zusammenhänge eine Vergleichbarkeit erschweren oder bei manchen 
Aspekten sogar ausschließen können. 

Abbildung 53 und Abbildung 54 zeigen, dass die Anzahl der für den SPNV zuständigen Auf-
gabenträger in den Bundesländern (Land, Landesgesellschaft, Zweckverband oder Ver-
bundgesellschaft) sehr unterschiedlich ist, hier beispielhaft bezogen auf die jeweilige Anzahl 
Einwohner und die bestellten Fahrleistungen im SPNV.  
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Quelle: Statistisches Bundesamt, BAG SPNV; eigene Darstellung, Stand 2006 

Abbildung 53: Einwohnerzahl im Verhältnis zur Anzahl SPNV-Aufgabenträger, Vergleich der 
Bundesländer 

Der Steuerungsaufwand und die Ergebnisse – z. B. gemessen in Qualität und Wirtschaftlich-
keit des SPNV-Angebots – korrespondieren allerdings nicht zwangsläufig mit der Größe der 
Zuständigkeitsbereiche, sondern häufig mit Art und Umfang der zugewiesenen Aufgaben, 
der Ablauf- und Aufbauorganisation, der Qualifikation des Personals der Regie-Einheiten und 
der Zusammenarbeit benachbarter Aufgabenträger. 
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Aus dem Vergleich der Strukturen der SPNV-Aufgabenträgerschaft und insgesamt der Orga-
nisationsstrukturen des ÖPNV in Niedersachsen und Bremen mit denen anderer Bundeslän-
der ergeben sich zunächst keine besonderen Auffälligkeiten. Im Detail sind sicher noch Ent-
wicklungspotenziale zu sehen, insbesondere hinsichtlich des ÖSPV. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, BAG SPNV; eigene Darstellung, Stand 2006 

Abbildung 54: Fahrleistung im SPNV (Mio. Zug-km) im Verhältnis zur Anzahl SPNV-
Aufgabenträger, Vergleich der Bundesländer 

5. ENTWICKLUNG DES WETTBEWERBS IM ÖPNV 

5.1. Wettbewerb im SPNV 

Der SPNV wird in Niedersachsen und Bremen auf Basis von im Verhandlungsverfahren zwi-
schen den Aufgabenträgern des SPNV und der DB AG abgeschlossener Verkehrsverträge 
mit Optionen zur partiellen Abbestellung und Neuvergabe sowie weiterer – nach Ausschrei-
bung – mit anderen EVU abgeschlossener Verkehrsverträge durchgeführt. Auch im Land 
Bremen ist der Großteil der SPNV-Leistungen analog Niedersachsen bisher durch einen 
Verkehrsvertrag mit der DB Regio bestimmt. 

Die Anzahl der inzwischen in den jeweiligen Bundesländern auf vertraglicher Basis im SPNV 
tätigen Verkehrsunternehmen gibt Abbildung 55 wieder. Der SPNV wird in den meisten an-
deren Bundesländern auch noch überwiegend – wenn auch zu deutlich unterschiedlichen 
Anteilen – auf Basis von im Verhandlungsverfahren zwischen den jeweiligen Aufgabenträ-
gern und der DB AG abgeschlossenen Verkehrsverträgen durchgeführt. In der Regel enthal-
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ten diese Verkehrsverträge Optionen zur partiellen und schrittweisen Abbestellung und Neu-
vergabe, wobei allerdings die Anteile am Gesamtvolumen und die Raten verschieden sind. In 
entsprechend unterschiedlichem Umfang haben die Aufgabenträger daneben in den letzten 
Jahren – meist in der Folge von Ausschreibungen – mit anderen EVU Verkehrsverträge ge-
schlossen. Grundlage bilden in einzelnen Bundesländern hierzu speziell erarbeitete Verga-
bekonzepte, die allerdings nicht überall aufeinander abgestimmt sind, so dass zu befürchten 
ist, dass in den kommenden Jahren der Umfang der insgesamt pro Jahr neu zu vergebenden 
Verkehrsleistungen außerordentlich unterschiedlich sein wird und die Akteure im SPNV-
Markt damit möglicherweise Schwierigkeiten haben werden. Niedersachsen und Bremen ha-
ben allerdings ihre Konzeptionen einer abgestuften Neuvergabe untereinander wie auch mit 
den benachbarten Aufgabenträgern abgestimmt. Der überwiegende Anteil der Fahrleistun-
gen im SPNV wird in allen Bundesländern immer noch durch die DB Regio AG erbracht, der 
Leistungsanteil der anderen EVU (nicht bundeseigene Eisenbahnen [NE]) ist in den Ländern 
sehr unterschiedlich (Abbildung 56 bis Abbildung 58). 
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 Quelle: BAG SPNV, eigene Darstellung, Stand 2005 

Abbildung 55: Anzahl SPNV-Unternehmen je Bundesland 

Niedersachsen und Bremen nehmen inzwischen hinsichtlich Praxis und Ergebnis des Wett-
bewerbs im SPNV eine Spitzenstellung im Bundesvergleich ein, was aus den für 2004/05 
vorliegenden Vergleichszahlen noch nicht so deutlich wird. Die dynamische Entwicklung der 
letzten Jahre wird für den Bereich der LNVG aus Abbildung 59 erkennbar. Die aktuellen 
Marktanteile von NE-Bahnen und DB Regio im Bereich der LNVG, Niedersachsens und bun-
desweit sind in Abbildung 60 wiedergegeben. 
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Quelle: BAG SPNV; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 56: SPNV-Fahrleistungen nach EVUs, Vergleich der Bundesländer 
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 Quelle: BAG SPNV; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 57: Von den NE-Unternehmen anteilig erbrachte SPNV-Fahrleistungen, Vergleich 
der Bundesländer 



Organisation und Finanzierung des ÖPNV 
in Niedersachsen und Bremen 

Projektnummer  35062 

Datum 14.11.2006 

Seite 67  

 
 

2006-11-14_Bericht_Fin_OEPNV_NI_HB.doc 

 

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

NI
&

HB

NI SH HE NW RP SL BW BY MV ST BB TH SN HB HH B

[M
io

. Z
ug

-k
m

 / 
N

E
-U

nt
er

ne
hm

en
]

 

 Quelle: BAG SPNV; eigene Darstellung, Stand 2002 

Abbildung 58: Durchschnittliche Fahrleistung je NE-Unternehmen, Vergleich der Bundeslän-
der 
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Quelle: LNVG, eigene Darstellung, Stand 2006 

Abbildung 59: Bestellte SPNV-Fahrleistungen im Bereich der LNVG 
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Quelle: LNVG, Stand 2006 

Abbildung 60: Marktanteile von NE-Bahnen und DB Regio 

Als positive Wettbewerbsergebnisse für Niedersachsen betreffend die bereits vergebenen 
Netze 1 (Betriebsaufnahme 2000) und 2 (Betriebsaufnahme 2003) können die Steigerungen 
der Beförderungsleistungen (in Pkm) im Vergleich zu den Mehrleistungen im Fahrplanange-
bot (Zug-km) angeführt werden, ebenso die beförderten Kunden im Bereich der LNVG und 
bundesweit im Verhältnis zum Fahrplanangebot (Abbildung 61). 
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Quelle: LNVG, Stand 2006 

Abbildung 61: Wettbewerbsergebnisse Niedersachsen 

In Abbildung 62 sind die Teilnetze ausgewiesen, für die im Ergebnis von Ausschreibungen 
bereits SPNV-Leistungen neu vergeben worden sind oder eine Vergabe in Folge eines Wett-
bewerbs vorbereitet wird. 
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Quelle: LNVG, Stand 2006 

Abbildung 62: Wettbewerb im SPNV in Niedersachsen und Bremen 
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Als positive Ergebnisse des Wettbewerbs für die Kunden des SPNV können im Übrigen ge-
wertet werden: 

� neue Fahrzeuge mit entsprechendem Erscheinungsbild (optische Wahrnehmung), mehr 
Komfort und höherer Platzkapazität im RE, 

� insgesamt höhere Qualität, auch betreffend Service und Sicherheitsaspekte sowie bes-
sere Vermarktung und schließlich 

� besseres Fahrplanangebot (Stundentakt). 

Aus Sicht der Aufgabenträger ist vor allem der geringere Zuschussbedarf in Folge niedrige-
rer Kosten, aber auch höherer Einnahmen durch Steigerung der Zahl beförderter Kunden 
hervorzuheben.  

Die zusätzlichen Aufwendungen für Vorbereitung und Durchführung der Wettbewerbe durch 
die Aufgabenträger sowie die der EVU betreffend die Teilnahme an den Ausschreibungen 
sind bei einer volkswirtschaftlichen Betrachtung selbstverständlich auch zu berücksichtigen. 
Die bisherigen Erfahrungen mit der Vorbereitung und Durchführung der Ausschreibungen im 
SPNV und den erzielten Ergebnissen zeigen allerdings, dass der Mehraufwand gegenüber 
den Ergebnissen (verringerte Gesamtkosten bei verbesserter Leistung) so gut wie vernach-
lässigbar sind. 
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Quelle: Senator für Bau, Umwelt und Verkehr Bremen, Stand 2006 

Abbildung 63: Anteil der NE-Unternehmen an der SPNV-Fahrleistung im Land Bremen 

Insofern ist es konsequent, dass in Niedersachsen werden derzeit weitere Ausschreibungen 
im SPNV vorbereitet werden (17% des LNVG-Netzes in 2006/07). 
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Auch das Land Bremen, in dem bereits 10% der SPNV-Leistungen nach Vergaben durch die 
LNVG von NE-Unternehmen betrieben werden, beabsichtigt, 75% des zur Zeit noch von der 
DB AG betriebenen SPNV im Rahmen eines mit Niedersachsen abgestimmten Wettbe-
werbskonzeptes neu zu vergeben. So soll die Regio-S-Bahn Bremen/Niedersachsen ge-
meinsam von den beiden Ländern unter Federführung der LNVG ab 2010/11 ausgeschrie-
ben werden. 

5.2. Wettbewerb im ÖSPV 

Im ÖSPV ist der Wettbewerb bundesweit wie auch in den beiden hier näher beleuchteten 
Ländern noch deutlich weniger entwickelt. Während in Folge des Wettbewerbs im SPNV sich 
mehr Unternehmen den Markt teilen, werden bei einem verstärkten Wettbewerb im ÖSPV 
eher Konzentrationsprozesse erwartet. Bisher ist dieser Markt noch geprägt von größeren 
und mittelgroßen Stadt- und Regionalbusunternehmen im Eigentum der Kommunen (oft 
Stadtwerke-Betriebe) oder der DB AG sowie vor allem im ländlich geprägten Raum von einer 
Vielzahl kleinerer privater Busunternehmen. Dies spiegelt sich in der Anzahl der in den Bun-
desländern registrierten Verkehrsunternehmen (Abbildung 64) und den von diesen jeweils 
durchschnittlich erbrachten Fahrleistungen (Abbildung 65) wieder. 

0

100

200

300

400

500

600

700

800

NI SH HE NW RP SL BW BY MV ST BB TH SN HB HH B
 

 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 64: Anzahl ÖSPV-Unternehmen mit Linienverkehren, Vergleich der Bundesländer 

Das Land Niedersachsen hat bisher keine Vorgaben zur Gestaltung des Wettbewerbs im 
ÖSPV erlassen, gibt aber Anreize und Hilfestellungen zur wettbewerblichen Vergabe, z. B. 
über die LNVG Kurse für Aufgabenträger und Unternehmen im Rahmen des vom Land ge-
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förderten Projektes „virtuelle Ausschreibung“, und hat die Genehmigungsbehörde angewie-
sen, rechtzeitig vor der Beendigung von Liniengenehmigungen nach dem PBefG dies zu 
veröffentlichen, um einen Genehmigungswettbewerb zu fördern. Im Übrigen wartet das Land 
Niedersachsen die Entwicklung auf Ebene der EU ab, um erst dann über weitere grundsätz-
liche Anpassungen betreffend Marktöffnung und Wettbewerb im ÖPNV zu entscheiden. 
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 Quelle: Satistisches Bundesamt; eigene Darstellung, Stand 2004 

Abbildung 65: Fahrleistung im Linienverkehr je ÖSPV-Unternehmen, Vergleich der Bundes-
länder 

Im Land Bremen wurden die beiden kommunalen Verkehrsunternehmen, BSAG und Bre-
merhaven Bus, in Folge einer marktorientierten Direktvergabe mit der Erbringung des stra-
ßengebunden ÖPNV bis zum Jahr 2010 in Bremen und bis 2014 in Bremerhaven beauftragt. 

Vor einigen Jahren bereits ist im Hinblick auf einen möglichen Wettbewerb um gemeinwirt-
schaftliche Verkehre die Stadtbahn-Infrastruktur der üstra in eine eigens dazu gegründete 
Infrastrukturgesellschaft übertragen worden. 

Mit dem Ziel, sich auch überregional am Wettbewerb zu beteiligen, war zusammen mit der 
DB AB die üstra Intalliance gegründet worden, was aber auf Grund kartellrechtlicher Proble-
me inzwischen nicht weiter verfolgt wird. 

Auch in den übrigen Bundesländern ist hinsichtlich des Wettbewerbs im ÖPNV ein recht un-
terschiedlicher Stand zu verzeichnen, sowohl bezogen auf die Anzahl der im Land tätigen 
Verkehrsunternehmen als auch auf die im Rahmen des Wettbewerbs vergebenen Verkehrs-
leistungen, und schließlich insgesamt seine Förderung durch die Länder. Alle Länder gehen 
übereinstimmend davon aus, dass die rechtskonforme und wettbewerbsneutrale Finanzie-
rung des ÖPNV, transparente und diskriminierungsfreie Vergabeverfahren und die Gestal-
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tung von Verkehrsverträgen bzw. Auferlegungen grundsätzlich im Zuständigkeitsbereich der 
Aufgabenträger bzw. – betreffend den ÖSPV – auch der Genehmigungsbehörden gemäß 
PBefG liegen. Die Vorgaben und Empfehlungen der Länder für den Wettbewerb im ÖSPV 
sind recht unterschiedlich, zumal wegen noch fehlender bzw. unklarer Regelungen auf der 
Ebene des Bundes bzw. der EU die Vergabe von Verkehrsleistungen im ÖSPV in den Län-
dern unterschiedlich gehandhabt wird.  

Der nunmehr vorliegende neueste Entwurf einer Marktöffnungs-VO der EU lässt zwar dazu 
perspektivisch deutliche Vorgaben erwarten, die angekündigten längeren Übergangszeiten 
und Ausnahmeregelungen, insbesondere betreffend die mögliche Direktvergabe an kommu-
nale Unternehmen, befördert derzeit nicht unbedingt die Haltung der Gebietskörperschaften, 
verstärkt Wettbewerb zu fördern. 

Eine exponierte Stellung nehmen die Regelungen im Land Hessen ein, das gesetzlich vor-
gibt, das Verhältnis Besteller – Ersteller nicht nur im SPNV, sondern im gesamten ÖPNV ver-
traglich zu regeln. Dabei geht das Land davon aus, dass bei allen Verkehrsleistungen, für die 
öffentliche Zuschüsse irgendwelcher Art gezahlt werden, die Regelungen der VO EG 
1191/69 anzuwenden sind. Es gibt deshalb vor, dass auch für alle Linienverkehre gemäß 
PBefG Finanzierungsvereinbarungen zwischen Aufgabenträgern und Verkehrsunternehmen 
abzuschließen und durch die Aufsichtsbehörden zu prüfen sind. Ihnen sollen i. d. R. wettbe-
werbliche Vergaben der Verkehrsleistungen vorausgehen, mit denen bereits begonnen wur-
de und die die Aufgabenträgerorganisationen in unterschiedlichen Jahresraten fortsetzen. 

Andere Länder (z. B. Brandenburg, Bayern) haben Leitfäden / Empfehlungen zur Gestaltung 
des Wettbewerbs entwickelt, die den Aufgabenträgern allerdings weitgehende Entschei-
dungsfreiheiten hinsichtlich der Vorgehens- und Verfahrensweise belassen. In Nordrhein-
Westfalen sind landesweite Kompetenznetzwerke zu einzelnen Themenkreisen (Tarif, Mar-
keting und Fahrplanung) eingerichtet worden. 

Mehrere Länder wollen allerdings zunächst die Entwicklungen bei der EU – insbesondere 
betreffend die Marktöffnungs-VO in Nachfolge zur VO 1191/69 – und auf Bundesebene ab-
warten, um danach über mögliche neue Vorgaben zu entscheiden. 

5.3. Unternehmensindividuelle Förderung von Fahrzeu gen, Betriebshöfen etc. 

Eine unternehmensindividuelle Förderung von Fahrzeugen, die vielfach als wettbewerbswid-
rig angesehen wird, ist durch das Land Niedersachsen schrittweise beendet worden. Die 
Förderung von Betriebshöfen wird an Auflagen gebunden, z. B. eine wettbewerbsneutrale 
Nutzung. Damit soll eine wesentliche Voraussetzung für die auch von der EU geforderten 
Chancengleichheit aller ÖPNV-Unternehmen im Wettbewerb geschaffen werden. Für den 
SPNV ist – u. a. zur Förderung des Marktzugangs kleinerer EVU – übergangsweise der 
Fahrzeugpool nach einheitlichen Maßstäben des Landes durch die LNVG geschaffen wor-
den, dessen sich die EVU zu bedienen haben. 

Auch in mehreren anderen Ländern wurde in den letzten Jahren die unternehmensindividuel-
le Förderung von Fahrzeugen, Betriebshöfen etc. eingestellt oder wird dies erwogen (Tabelle 
4); in anderen ist sie – allerdings ausdrücklich in Abhängigkeit von den zukünftigen rechtli-
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chen Rahmenbedingungen – auch weiterhin vorgesehen, u. a. mit dem Argument, dass alle 
Bewerber (EU-rechtskonform) gleichen Anspruch auf Förderung haben und geförderte Fahr-
zeuge an die Nachfolger weitergegeben werden können.  
 

Förderung 
Bundesland 

Fahrzeuge Betriebshöfe 

Baden-Württemberg weiterhin vorgesehen weiterhin vorgesehen 

Bayern weiterhin vorgesehen weiterhin vorgesehen 

Brandenburg eingestellt* eingestellt* 

Hessen eingestellt* eingestellt* 

Mecklenburg-Vorpommern weiterhin vorgesehen weiterhin vorgesehen 

Niedersachsen Pool bzw. eingestellt* mit Auflagen 

Nordrhein-Westfalen weiterhin vorgesehen eingestellt* 

Rheinland-Pfalz eingestellt* eingestellt* 

Saarland 
eingestellt* zum gemeinschaftlichen 

Betrieb mehrerer VU 

Sachsen weiterhin vorgesehen weiterhin vorgesehen 

Sachsen-Anhalt eingestellt* eingestellt* 

Schleswig-Holstein eingestellt* eingestellt* 

Thüringen eingestellt* eingestellt* 

  *  bereits eingestellt oder (kurzfristig bzw. schrittweise) vorgesehen, Stand 2005 

Tabelle 4: Unternehmensindividuelle Förderung von Fahrzeugen und Betriebshöfen 

Das Saarland fördert weiterhin Werkstätten und Betriebshöfe, die allerdings gemeinsam von 
mehreren Verkehrsunternehmen – und insofern wettbewerbsneutral – genutzt werden sollen. 

5.4. Controlling 

Unter „Haushaltscontrolling“ ist nachfolgend die Prüfung der sachgerechten Verwendung der 
Finanzmittel (Verwendungsnachweisprüfung) nach den geltenden Landeshaushaltsordnun-
gen (LHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften zu verstehen. Unter „Erfolgs-
controlling“ wird hingegen eine Überprüfung vorgegebener qualitativer und quantitativer Ziel-
erfüllungsgrade (z. B. Effizienz des Mitteleinsatzes, Fahrgastaufkommen oder -zufriedenheit, 
Modal Split) und das Aufzeigen erforderlicher Konsequenzen als strategische Steuerungshil-
fe verstanden. Ein spezieller Bereich ist das Controlling der Verkehrsverträge (Vertragscont-
rolling) durch die jeweiligen Aufgabenträger. 

Hinsichtlich des investiven Finanzmitteleinsatzes im ÖPNV wird im Land Niedersachsen das 
Haushaltscontrolling (Einsatz von Mitteln nach GVFG) und Finanzcontrolling durch die LNVG 
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weiterentwickelt; für alle größeren Projekte führt sie bereits eine volkswirtschaftliche Be-
wertung im Sinne einer Kostendeckungsbeitragsrechnung durch. 

Betreffend den nicht investiven Finanzmitteleinsatz im SPNV wird ebenfalls ein Controlling 
durch die LNVG nach betriebswirtschaftlichen Kriterien weiterentwickelt, indem u. a. die 
Fahrgastentwicklung verfolgt und bewertet wird. 

Im ÖSPV beschränkt man sich seitens des Landes Niedersachsen überwiegend auf ein 
„klassisches Haushaltscontrolling“ durch die LNVG (Verwendungsnachweisprüfung); in der 
Regel bleibt es den kommunalen Aufgabenträgern vorbehalten, ein Erfolgscontrolling durch-
zuführen. 

Das primär nach betriebswirtschaftlichen Kriterien ausgerichtete Controlling soll nach dem 
Willen der LNVG weiter ausgestaltet werden. 

Im Land Bremen wird – vergleichbar mit Niedersachsen – die schrittweise Wiederherstellung 
eines attraktiven Zustandes der Bahnhöfe nach einem barrierefreien modernen Standard zu-
sammen mit der DB Station&Service AG anhand einer Prioritätenliste gefördert, wobei die 
Nachfragezahlen maßgeblich sind. Nach Abschluss der Maßnahmen wird der Effekt anhand 
RES-Zahlen der EVU sowie Nachfragedaten des VBN überprüft. 

Die Verwendung der im ÖPNV eingesetzten investiven Mittel wird auch in den übrigen Bun-
desländern in der Regel im Rahmen eines klassischen Haushaltscontrolling nach den jeweils 
geltenden Landesvorschriften geprüft, in einzelnen Ländern (z. B. Brandenburg, Sachsen-
Anhalt) allerdings beschränkt auf Vorhaben im SPNV und Großvorhaben im ÖSPV. Dabei 
konnten bisher i.d.R. Steigerungen der Nutzerzahlen zwischen 50 und 200% ermittelt wer-
den. 

Die Verwendung pauschal an die Kommunen überwiesener Finanzmittel wird – i. d. R. durch 
nachgeordnete Landesbehörden – in allen Bundesländern anhand vereinfachter Verwen-
dungsnachweise geprüft. 

Für das Controlling der nichtinvestiven Finanzmittel im ÖPNV, vor allem im Rahmen des Ver-
tragscontrollings der Verkehrsverträge im SPNV, haben die zuständigen Aufgabenträger 
bzw. ihre Regiegesellschaften in den anderen Bundesländern in den letzten Jahren, teilweise 
mit sehr unterschiedlichem Aufwand, Datenerfassungs- und -auswertungssysteme einge-
kauft oder auch selbst entwickelt. Über die Erfassung der tatsächlich erbrachten Verkehrs-
leistungen hinaus dienen sie der Einforderung von Rückzahlungen bei Nicht- oder Schlecht-
erfüllung vertraglich vereinbarter Vorgaben. 

Hinsichtlich der Entwicklung und Anwendung von Controllingsystemen und Controllingin-
strumenten auf Länderebene sind sehr unterschiedliche Entwicklungen zu beobachten. 

So hat Baden-Württemberg auf Beschluss der Landesregierung in den letzten Jahren ein 
Controlling-Konzept für den SPNV entwickelt mit den Bestandteilen betriebswirtschaftliches 
Controlling (Linienerfolgsrechnung), verkehrswirtschaftliches Controlling (Erfolgsbewertung) 
und Vertragscontrolling. 

Auch in Hessen wird die Entwicklung eines Controllingsystems betrieben. Im Bereich des 
SPNV sind bereits über die mit den Verbundgesellschaften abgeschlossenen Finanzie-
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rungsvereinbarungen Maluszahlungen auf Basis der Verkehrsleistung von 1999 vereinbart 
worden. Danach können 2% des Gesamtbetrages bei Nichterreichung von 3 Zielvorgaben 
von den Zuweisungen abgezogen und für andere Zwecke des ÖPNV eingesetzt werden.  

Schleswig-Holstein hat ein Qualitätsmanagementsystem (QMS) mit Bonus- / Malus-
Regelungen entwickelt. Die dortige LVS führt eine Bewertung aller SPNV-Strecken durch, 
zur Vermeidung von Doppelförderung fordert das Land vom Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen (EIU) für investive Maßnahmen Wirtschaftlichkeitsberechnungen. 

In Rheinland-Pfalz wird das Haushaltscontrolling des SPNV fallweise um ein Erfolgs-
Controlling (Zielvorgaben: Fahrgastzahlen, Erlösprognose) ergänzt. 

Bezüglich des ÖSPV beschränken sich die Länder weitgehend auf ein klassisches Haus-
haltscontrolling, so sind z. B. in Hessen die über die Finanzierungsvereinbarungen an die 
Aufgabenträger des ÖSPV zugewiesenen ÖPNV-Mittel von der vereinbarten Malusregelung 
ausgeschlossen. 

In mehreren anderen Bundesländern werden Anpassungen der bestehenden Controllingsys-
teme erörtert oder sollen bereits umgesetzte Elemente hinsichtlich ihrer Zweckmäßigkeit und 
Wirksamkeit kritisch beobachtet und ggf. weiterentwickelt werden. Am Aufbau oder an der 
Weiterentwicklung von Controllingsystemen wird gearbeitet, so z.B. durch die Einführung von 
Zielvereinbarungen in Nordrhein-Westfalen analog dem Eckpunktepapier von Hessen oder 
die Einbeziehung des ÖSPV im Saarland und in Schleswig-Holstein. 

In Nordrhein-Westfalen und Sachsen wurde das Controlling des SPNV zunächst eher als 
Aufgabe der Zweckverbände verstanden. Zur Behebung von Qualitätsproblemen im SPNV 
wurde dann in NRW gemeinsam von Land und Zweckverbänden die Agentur Nahverkehr 
GmbH gegründet, die sich schwerpunktmäßig mit der Verbesserung der Qualität des SPNV 
und der Entwicklung eines neuen Instrumentariums befassen sollte.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass fast alle Länder ein stärkeres (Erfolgs-) 
Controlling befürworten, bisher jedoch nur wenige erste Organisationslösungen entwickelt 
bzw. umgesetzt haben. Überwiegend beschränkt man sich auf Landesebene weiterhin auf 
das klassische Haushaltscontrolling und im SPNV – soweit das Land Aufgabenträger ist – 
auf ein Vertragscontrolling. 

6. NEUBESTIMMUNGEN VON VORGABEN DER EU, DES BUNDES UND DER 
LÄNDER NIEDERSACHSEN UND BREMEN 

6.1. Marktöffnung und Wettbewerb 

Nach der politischen Einigung des EU-Verkehrsministerrats über den von der Kommission 
vorgelegten Verordnungsentwurf für Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße im 
Sommer 2006 wird zukünftig von folgenden Vorgaben der EU auszugehen sein: 

� Die Vergaberichtlinien 2004/17 EG oder 2004/18 EG sind anzuwenden, wenn Verträge 
abgeschlossen werden, denen ein Leistungsaustausch zu Grunde liegt; dies ist regelmä-
ßig der Fall, wenn so genannte Bruttoverträge abgeschlossen werden (die Gebietskör-
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perschaft bezahlt das Verkehrsunternehmen für die erbrachten Fahrleistungen und erhält 
seinerseits die Fahrgeldeinnahmen). 

� Soweit Gebietskörperschaften so genannte Nettoverträge abschließen, also Zuschüsse 
gewähren, oder die Verkehrsunternehmen Liniengenehmigungen erhalten, die sie ohne 
Zuschüsse betreiben, gelten hingegen die vereinfachten Vergabevorschriften und die 
Möglichkeiten der Direktvergabe gemäß der zukünftig geltenden VO (nach europäischem 
Recht so genannte Dienstleistungskonzessionen gemäß Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 
2004/18 EG). 

� Der Verordnungsentwurf sieht die Direktvergabe für alle Verkehrsträger vor. Die Voraus-
setzung, nämlich eine Kontrolle im Sinne eines beherrschenden öffentlichen Einflusses 
(wie über eine eigene Dienststelle), ist auch im Falle einer Kooperation von Kommunen 
erfüllt, wenn zumindest eine der Kommunen die erforderliche Kontrolle ausübt. Damit 
kann auch eine Kommune in einem Verkehrsverbund das von der Nachbarkommune 
kontrollierte kommunale Verkehrsunternehmen ohne Ausschreibung beauftragen. Zur 
Form der Kooperation enthält die Verordnung keine Vorschriften; es bedarf also keiner 
bestimmten Rechtsform. Interne Betreiber dürfen sich allerdings (zur Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen) nicht am Wettbewerb beteiligen. Soll ein interner Betreiber 
zukünftig in den Wettbewerb entlassen werden, kann er zwei Jahre, bevor die Direktbe-
auftragung endet, an Wettbewerbsverfahren teilnehmen. 

� Bei einem Marktwert einer Verkehrsdienstleistung von weniger als 1 Mio. € oder 300.000 
zurückzulegender Kilometer wird keine wettbewerbliche Vergabe erforderlich sein. So-
fern Verkehrsunternehmen weniger als 20 Fahrzeuge haben, steigen diese Beträge auf 
jährlich weniger als 1,7 Mio. € oder weniger als 500.000 zurückzulegende Kilometer. 

� Bei Direktvergaben dürfen kommunale Gebietskörperschaften ihren Verkehrsunterneh-
men nicht mehr als Kompensationen gewähren, als diesen durch die Übernahme der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen netto an Kosten entstehen (in Übereinstimmung 
mit dem vorgegebenen Berechnungsschema im Anhang zur VO). 

� Nach dem Entwurf der VO muss nur ein jährlicher Gesamtbericht veröffentlicht werden. 
Die beabsichtigten Direktvergaben müssen ein Jahr im Voraus bekannt gemacht werden. 
Auf Anfrage müssen auch die Gründe für eine Direktvergabe mitgeteilt werden. 

� Die Verordnung soll drei Jahre nach Veröffentlichung in Kraft treten. Verkehrsverträge 
müssen spätestens 12 Jahre nach Inkrafttreten in Übereinstimmung mit der Verordnung 
vergeben werden. Allerdings sollen bereits zuvor Verkehrsverträge zunehmend nach den 
Regeln der Verordnung vergeben werden; dies erfordert eine Änderung des PBefG. 

� Verträge, die in einem fairen Verfahren vor Juli 2000 abgeschlossen wurden, können bis 
zum Ende der vorgesehenen Vertragslaufzeit fortgeführt werden. Nichtfaire Vergaben vor 
Juli 2000 und faire Vergaben zwischen Juli 2000 und dem Inkrafttreten der VO gelten 
längstens 30 Jahre. Nichtfaire Vergaben nach Juli 2000 und vor Inkrafttreten der VO 
können fortgeführt werden, wenn sie eine begrenzte Laufzeit haben (vrs. zehn Jahren für 
Busverkehre und 15 Jahren für Schienenverkehre). 
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Hinzu kommt, dass das BVerwG im Oktober 2006 in letzter Instanz festgestellt hat, dass die 
Vergabe von Buslinien im ÖPNV, die nur mit öffentlichen Zuschüssen betrieben werden kön-
nen, nicht öffentlich ausgeschrieben werden müssen, um den günstigsten Betreiber zu fin-
den, also eine Direktvergabe gemäß PBefG möglich sei, da der deutsche Gesetzgeber mit 
den entsprechenden Regelungen des PBefG rechtswirksam von einer im Gemeinschafts-
recht vorgesehenen Ausnahmemöglichkeit Gebrauch gemacht habe. Dies dürfte nicht nur für 
Buslinien, sondern für den gesamten nach dem PBefG betriebenen ÖPNV bedeuten, dass 
zwar keine Ausschreibungspflicht für derartige Verkehrsdienstleistungen besteht, wohl aber 
die Wahlmöglichkeit, auszuschreiben oder direkt zu vergeben, allerdings unter Beachtung 
der Vorgaben der EU. 

Vorgesehene Konsequenzen auf Ebene des Bundes, z. B. eine Anpassung des PBefG oder 
eine in der Vergangenheit bereits häufiger geforderte Ablösung des PBefG durch ein neues 
Rahmengesetz des Bundes für den ÖPNV sind bisher nicht bekannt. 

Auf Ebene der Bundesländer sind weitere Anpassungen der ÖPNV-Gesetze an die neuen 
Rahmenbedingungen (ggf. Marktöffnungs-VO der EU sowie die im Jahr 2006 bereits erfolg-
ten Regelungen betr. RegG/HHBeglG, GVFG/Entflechtungsgesetz, § 45a PBefG) in Aussicht 
gestellt; in Niedersachsen und Bremen sind allerdings noch keine genaueren inhaltlichen 
oder terminlichen Vorstellungen bekannt (Weiteres s. u.). 

6.2. Finanzierung und Vergabepraxis 

Die Finanzmittel, die nach § 8 RegG bisher den Bundesländern vom Bund zur Verfügung 
gestellt worden sind, werden ab dem Jahr 2006 nicht mehr in der gemäß Revision von 2002 
vorgesehenen Höhe gezahlt. Bund und Länder haben sich im Kontext des Haushaltsbegleit-
gesetzes vom Juni 2006 darauf geeinigt, dass für die Jahre 2006, 2007 und ab 2008 ein je-
weils verminderter Gesamtbetrag nach dem Schlüssel, der auch bisher bereits für die Mittel 
gemäß § 8 Abs. 1 zuvor galt, auf die Länder aufgeteilt wird. Verteilt auf die Jahre 2008 bis 
2010 soll der Gesamtbetrag (in 2008 rund 6,61 Mrd. €) aus anderen Mitteln des Bundes um 
insgesamt 0,5 Mrd. € ergänzt werden. Die sich demnach bis 2010 für Niedersachsen und 
Bremen zusammen voraussichtlich ergebenden Beträge sind in Abbildung 66 wiedergege-
ben. Ob und in welcher Höhe über die gesetzlich geregelten Zahlungen hinaus weitere Zah-
lungen des Bundes auch über das Jahr 2010 hinaus zu erwarten sind, ist bisher nicht be-
kannt. In Abbildung 66 sind die ergänzenden Zahlungen des Bundes in den angekündigten 
Raten für 2008 – 2010 sowie ab 2009 eine Dynamisierung der Regionalisierungsmittel um 
1,5% pro Jahr eingerechnet. Ab 2011 wird davon ausgegangen, dass zusätzliche Zahlungen 
des Bundes wie von 2008 bis 2010, ebenfalls dynamisiert, fließen werden. 
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Quelle: RegG, HBglG, eigene Darstellung, Stand 09/2006 

Abbildung 66: In Folge des RegG und HBglG 2006 in Niedersachsen und Bremen voraus-
sichtlich verfügbare Finanzmittel 

Für Niedersachsen und Bremen bedeuten die verminderten Zahlungen des Bundes für die 
Jahre 2006 bis 2010 eine Reduzierung der ursprünglich angesetzten Beträge um rund 228 
Mio. €, d. h. durchschnittlich pro Jahr um über 45 Mio. € gleich 6,75 %. 

Angesichts der insgesamt verminderten Finanzmittel werden in allen Bundesländern, so 
auch in Niedersachsen und Bremen, mögliche Konsequenzen erörtert. Dazu gehört auch die 
Abbestellung von SPNV-Leistungen, die durch einen besonders geringen Kostendeckungs-
grad und damit hohen spezifischen Zuschussbedarf gekennzeichnet sind. Aber auch alle 
anderen investiven und konsumtiven Finanzierungsbereiche des ÖPNV werden überprüft. 
Zielstellung ist insbesondere auch eine weitere Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Gesamt-
systems ÖPNV. Dazu sollen vor allem Wettbewerb, Vergabepraxis und Controlling, aufbau-
end auf den bisherigen positiven Ergebnissen, weiterentwickelt werden. Die Fahrzeugförde-
rung und -vorhaltung wird aller Voraussicht nach nicht mehr im bisherigen Umfang stattfin-
den. Die bereits begonnenen und geplanten Investitionen in die Infrastruktur sollen hingegen 
nicht gestoppt, allenfalls modifiziert weitergeführt oder / und ihre Finanzierung „gestreckt“ 
werden. 

Als Konsequenz aus den Kürzungen der Finanzmittel nach dem RegG ist von einzelnen an-
deren Ländern eine zumindest teilweise Kompensation durch eigene Landesmittel beschlos-
sen worden (z. B. Hessen). In Sachsen sind gemäß dem bereits bis 2010 bestätigten Lan-
deshaushalt entsprechende Fehlbeträge mit Landesmitteln auszugleichen. Einige andere 
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Länder haben allerdings ausdrücklich nicht vorgesehen, die Minderzahlungen durch den 
Einsatz eigener Landesmittel zu kompensieren. 

 

Quelle: LNVG, 2006 

Abbildung 67: In Niedersachsen bereits gebundene Finanzmittel (2005 – 2007) 

Einzelne Länder (z. B. Bayern) wollen vorerst möglichst keine SPNV-Leistungen abbestellen. 
In anderen Ländern sind Einsparungen sowohl über die Abbestellung von SPNV-Leistungen 
als auch Kürzungen von Pauschalzuweisungen an die Aufgabenträger des ÖSPV, Reduzie-
rung der Ausgleichszahlungen für die Schülerbeförderung und Aufwendungen für Verbünde, 
und insgesamt die Verwaltung sowie für Investitionen vorgesehen. 

Zu beachten ist dabei allerdings, dass einige Finanzmittel auf Grund gesetzlicher und ver-
traglicher Verpflichtungen bereits gebunden sind (für Niedersachsen vgl. Abbildung 67) 

6.3. Neuregelung der Investitionsförderung 

Das GVFG sah bisher Bundes- und Länderprogramme vor, aus denen zu einem erheblichen 
Anteil Maßnahmen im Bereich des ÖPNV gefördert worden sind. Gemäß § 3 des Föderalis-
musreform-Begleitgesetzes / Entflechtungsgesetz (im Juni 2006 verabschiedet) wird den 
Ländern ab dem 1. Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2013 jährlich ein Betrag von 1.335,5 
Mio. € aus dem Haushalt des Bundes zustehen als Ersatz für die nunmehr beendeten Fi-
nanzhilfen des Bundes für Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge-
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meinden. Der Bund wird allerdings im Rahmen seiner Zuständigkeit die besonderen Pro-
gramme nach § 6 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 Satz 1 und 3 des GVFG fortführen. 

Dem inzwischen vollzogenen Übergang von Zuständigkeiten betreffend die Zuweisung und 
den Einsatz von GVFG-Mitteln vom Bund auf die Länder standen viele Experten auf Länder-
ebene eher skeptisch gegenüber und wünschten die Bewahrung der bisherigen Zuständig-
keitsverteilung grundsätzlich beizubehalten, zumal sie bei Eingliederung der GVFG-Mittel in 
den allgemeinen Landeshaushalt erhebliche Finanzierungsprobleme bei vorgesehenen bzw. 
bereits begonnenen Großvorhaben befürchteten, insbesondere beim weiteren Ausbau der S-
, U-, Stadt- und Straßenbahnsysteme. 

Insbesondere in einer Bündelung der Finanzmittel nach § 8 RegG und GVFG wurde und wird 
mancherorts die Gefahr gesehen, dass die Finanzministerien der Länder nur einen Teil der 
für den ÖPNV benötigten Mittel auch für diesen freigeben könnten. Von Vielen wird daher 
gefordert, dass eine strenge Zweckbindung des Einsatzes dieser Mittel für den ÖPNV beste-
hen bleibe. Eine pauschale Weitergabe der entsprechenden Finanzmittel – oder eines Teils 
derselben – vom Land auf kommunale Aufgabenträger ist bisher in den meisten Ländern 
nicht vorgesehen. 

Im Hinblick auf die Stärkung der Eigenverantwortung der Länder und der konsequenten An-
wendung des Konnexitätsprinzips (Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzierungszu-
ständigkeit) wird dessen ungeachtet der Übergang von Zuständigkeiten vom Bund auf die 
Länder grundsätzlich begrüßt, allerdings verbunden mit der Hoffnung, dass der Bund auch 
nach Änderung der Zuständigkeit dauerhaft eine angemessene Bereitstellung von Finanzmit-
teln gewährleistet. 

Das Land Niedersachsen prüft verschieden Möglichkeiten, die neuen Gegebenheiten auch 
für einen flexibleren Einsatz von Finanzmitteln zu nutzen und die Verfahren der Investitions-
förderung gegenüber der bisher angewendeten GVFG-RL zu vereinfachen. In der Diskussion 
ist u. a. auch die Schaffung einer neuen Investitions-Richtlinie, die auf die Vergabe aller in-
vestiven Finanzmittel für den ÖPNV angewendet werden soll, also einschließlich derjenigen 
Mittel, die aus dem „Topf“ des RegG bereitgestellt werden. Lag der praktizierte Schlüssel des 
Einsatzes der GVFG-Mittel noch vor einiger Zeit bei 40% für den kommunalen Straßenbau 
und 60% für den ÖPNV, hat sich dieses Verhältnis inzwischen deutlich zu Gunsten des 
Straßenbaus verschoben2. 

Einige andere Länder streben in Konsequenz des Art. 13 Föderalismusreform-Begleitgesetz 
/ Entflechtungsgesetz eine neue eigene gesetzliche Regelung zur Investitionsförderung an; 
die meisten halten hingegen eine Anpassung bestehender Verwaltungsvorschriften für aus-
reichend – durch Fortschreibung bisher geltender Regelungen oder auch Regelung der ge-
samten Investitionsförderung unabhängig von den Finanzquellen (GVFG, RegG, originäre 
Landesmittel) nach einheitlichen Maßstäben. 

                                                 

2 nach einer Rede des Landtagsabgeordneten Hagenah vom 10.10.1006 im Landtag sogar umgekehrt 
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6.4. Neuregelung der Ausgleichszahlungen gemäß § 45 a PBefG 

Hinsichtlich der ebenfalls seit Jahren diskutierten zukünftigen Bemessung der Aus-
gleichszahlungen für rabattierte Schülerfahrkarten direkt an die Verkehrsunternehmen ge-
mäß § 45a PBefG hat das Land Niedersachsen die Bundesratsinitiative für eine Öffnungs-
klausel im PBefG eingebracht, die ebenfalls im Juni 2006 beschlossen worden ist. Damit ha-
ben die Länder die Möglichkeit, ab dem 1. Januar 2007 die Regelungen des § 45a PBefG 
durch Landesrecht zu ersetzen, z. B. den Abschluss vertraglicher Vereinbarungen mit Ver-
kehrsunternehmen anstatt der bisherigen Zahlungen gemäß den länderspezifischen Berech-
nungsverfahren, wie sie z. B. das Land Brandenburg bereits vollzogen hat. In Sachsen-
Anhalt zielt eine Novellierung des Schulgesetzes auf die bessere Abstimmung von Schulöff-
nungszeiten und Gestaltung der Linienverkehre; die Novellierung des ÖPNVG ermöglicht 
den kommunalen Aufgabenträgern, mit den Verkehrsunternehmen Vereinbarungen zur Zah-
lung eines pauschalen Äquivalents auf Basis der Ausgleichszahlungen im Vorjahr abzu-
schließen, wenn die Unternehmen keine Ausgleichszahlungen nach § 45a PBefG beantra-
gen. Das Land stellt den Kommunen die dazu erforderlichen Finanzmittel pauschaliert zur 
Verfügung. Das Land Hessen will den Verbundgesellschaften ebenfalls Pauschalbeträge 
zuweisen und geht davon aus, dass zukünftig die Rabattierung von Schülerfahrkarten mit 
dem in Verkehrsverträgen vereinbarten Zahlungen abgegolten sein wird. 

Einige Länder streben ähnliche Regelungen wie Sachsen-Anhalt oder Brandenburg an, an-
dere prüfen noch Alternativen, auch weil sie die Mittel nach § 45a PBefG für ein wesentliches 
Element zur Finanzierung des ÖPNV in der Fläche und zur Erhaltung des mittelständischen 
Verkehrsgewerbes halten. Unterschiedlichen Sichtweisen sind auch darin begründet, dass 
die Mittel nach § 45a PBefG bisher in einzelnen Ländern aus FAG- Mitteln oder / und aus 
dem Verkehrshaushalt bzw. aus Regionalisierungsmitteln finanziert werden. 

Das Land Niedersachsen bereitet für den Zeitraum von 2008 bis 2010 eine Übergangslösung 
vor. Grundsätzlich werden dabei als Ziele eine Vereinfachung, Gerechtigkeit, aber auch Be-
wahrung eines ausreichend hohen Ausgleichsniveaus verfolgt, letzteres auch unter dem As-
pekt der in der Fläche erforderlichen Daseinsvorsorge (bis zu 80% der Kunden des ÖPNV 
sind in ländlichen Räumen Schüler auf dem Weg von und zur Schule). Ab 2011 ist eine 
grundsätzliche Neuregelung vorgesehen. Offen ist noch, ob bei der zukünftigen Finanzierung 
der Ausgleichszahlungen gemäß § 45a PBefG – wie zur Zeit – ausschließlich Regionalisie-
rungsmittel verwendet werden sollen. 

Das Land Bremen strebt in Abstimmung mit dem Land Niedersachsen ein Verfahren an, das 
deutlich verwaltungsfreundlicher als das bisherige ist. Eine deutliche Minderung der Zahlun-
gen könnte hingegen – so wird seitens des Landes befürchtet – zu erhöhten Zuschusserfor-
dernissen bei den kommunalen Unternehmen führen, so dass insgesamt für die öffentlichen 
Hand im Land Bremen kaum eine Ersparnis erzielt würde. 
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6.5. Finanzierungsplanung: Straße und ÖPNV 

Die bisher bekannten Planungen des Landes Niedersachsen3 sehen vor, für den Straßen- 
und Schienenverkehr Finanzmittel in der in Abbildung 68 dargestellten Höhe einzusetzen. 
Die Untergliederung im Bereich „Öffentlicher Nahverkehr“ weist aus: 

� Eisenbahnbetrieb (Förderung von Nichtbundeseigene Eisenbahnen [NE] und Investitio-
nen in diesem Bereich [ca. 30% der Mittel]), 

� Förderung von Investitionen des ÖPNV nach dem EnflechtG – Landesplafond –, 

� Förderung von Investitionen des ÖPNV nach dem EnflechtG – Bundesplafond –, 

� Förderung von Investitionen des ÖPNV nach dem Regionalisierungsgesetz (RegG), 

� Förderung sonstiger Maßnahmen zur Verbesserung des ÖPNV nach dem RegG, 

� Zuschüsse zur Aufrechterhaltung des SPNV-Angebots, gesetzliche Ausgleichszahlungen 
und 

� Förderung des ÖPNV im Ausbildungsverkehr – gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen. 

Im Bereich „Straßen“ sind die vorgesehenen Ausgaben gegliedert nach  

� Bundesstraßen und Bundesautobahnen (Betrieb und Unterhaltung des Autobahnfern-
meldenetzes, Unterhaltung und Instandsetzung der Bundesfernstraßen), 

� Straßenbauverwaltung (Personal-, Sach- und sonstige Kosten), 

� Unterhaltung und Erhaltung der Landesstraßen, 

� Investitionsbudget Landesstraßenbauplafond (Instandsetzungen und Ortsdurchfahrten), 

� Kommunaler Straßenbau – Förderung nach dem EntflechtG einschließlich Sondermaß-
nahmen), 

� übrige Straßenbaumaßnahmen (Bahnübergänge, Ausbau der A 31 und A 1, Planungs-
kosten für beschleunigten Autobahnneubau / Netzschlüsse). 

Von der Gesamtheit der dafür von 2006 bis 2010 vorgesehenen Finanzmittel entfallen rund 
zwei Drittel auf den ÖPNV und ein Drittel auf Straßenbau und -unterhaltung (Abbildung 68). 

Dabei ist zu beachten, dass die rund 60 % der Gesamtmittel, die gemäß RegG fließen, voll-
ständig zur Förderung des ÖPNV (primär des SPNV) bestimmt sind, auch die Mittel nach 
dem EnflechtG mindestens teilweise zur Verbesserung der Verhältnisse im ÖPNV gedacht 
sind und keine eigenen Haushaltsmittel des Landes Niedersachsen mehr für den ÖPNV vor-
gesehen sind. 

                                                 

3 Landesregierung Niedersachsen "Mittelfristige Planung 2006 - 2010" 
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Quelle: Landesregierung Niedersachsen "Mittelfristige Planung 2006 - 2010" 

Abbildung 68: Finanzierungsplanung des Landes Niedersachsen für Straßen- und Schiene-
verkehr 

Betrachtet man hingegen die Verteilung des Anteils der Mittel, die ausschließlich für investive 
Zwecke vorgesehen sind (also ohne die in der voranstehenden Auflistung in Kursivschrift 
aufgeführten Mittel für nichtinvestiven Zwecke), ergibt sich ein umgekehrtes Verhältnis 
(Abbildung 69): unter 40% der vom Land bereitgestellten Mittel sind im Durchschnitt der 
nächsten Jahre für Investitionen in den ÖPNV und über 60% für den Straßenbau vorgese-
hen. Möchte man den Vergleich auf die insgesamt für Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur eingesetzten Finanzmittel ausweiten, sind die Eigenanteile der Kommunen, insbesondere 
im kommunalen Straßenbau, hinzu zu zählen, die in den beiden Abbildungen noch nicht be-
rücksichtigt sind. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Anteil staatlicher Finanzmittel für Investitionen 
in den ÖPNV in den letzten Jahren in Niedersachsen bereits deutlich verringert worden und 
eine Erhöhung in der nächsten Zukunft derzeit nicht erkennbar ist – auch wenn die vorgese-
henen Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur insgesamt eine leicht steigende Tendenz 
aufweisen. 
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Quelle: Landesregierung Niedersachsen "Mittelfristige Planung 2006 - 2010" 

Abbildung 69: Investitionsplanung des Landes Niedersachsen für Straßen- und Schienen-
verkehr 

7. HANDLUNGSOPTIONEN ZUR WEITERENTWICKLUNG DER ORGA NISATI-
ONS- UND FINANZIERUNGSSTRUKTUREN IM ÖPNV, CHANCEN U ND RISI-
KEN 

7.1. Finanzierung 

Das Referat Schiene, ÖPNV des MW Niedersachen hatte für den Zeitraum von 2001-2005 u. 
a. folgende Schwerpunktziele definiert und im Programm "Niedersachsen ist am Zug" kon-
kretisiert: 

� Modernisierung und Ausbau des Eisenbahnnetzes, der Bahnhöfe und Haltestellen in 
Niedersachsen 

� Investitionsförderung für neue, moderne Fahrzeuge im Schienenverkehr 

� Entwicklung eines integralen Taktfahrplans mit kurzen Umsteigezeiten 

� weitere Intensivierung des Wettbewerbs im Schienenpersonennahverkehr 

� Förderung neuer bzw. größerer Verkehrsverbünde in Niedersachsen 
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� Entwicklung eines befristeten Förderkataloges zur Vorbereitung der Nahverkehrsunter-
nehmen auf den europäischen Wettbewerb im ÖPNV 

Insgesamt waren für die Verwirklichung dieser Ziele, von denen vor allem die Regionen au-
ßerhalb des Großraumes Hannover profitieren sollten, rund 680 Mio. € eingeplant worden. 

Angesichts der inzwischen verminderten und vor allem ab 2010 absehbar weiter deutlich re-
duzierten Zahlungen des Bundes (s. o.) sind bei den Investitions- und insgesamt die Finan-
zierungsplanungen des Landes Niedersachsen für den ÖPNV neue Akzentsetzungen erfor-
derlich. Vergleichbares gilt für das Land Bremen. 

Grundsätzliche Alternativen 

Grundsätzlich bieten sich für die beiden Länder folgende Alternativen an: 

1. Minderung der Leistungen für den ÖPNV: 

� Reduzierung des ÖPNV-Angebotes und / oder 

� Unterlassung bestimmter Investitionen; 

2. Strategien zur  

� weiteren Senkung der Kosten der Leistungserstellung und Regie / Verwaltung, 

� verstärkten Anwendung von PPP bei Investitionsvorhaben, 

� zeitlichen Streckung von Investitionsvorhaben; 

3. Umschichtung von Finanzmitteln des Landes zugunsten bestimmter Finanzierungsbe-
reiche des ÖPNV 

� aus RegG und GVFG, aber auch 

� durch Einsatz zusätzlicher originärer Haushaltsmittel des Landes für den ÖPNV. 

Ersteres wird zwar nicht angestrebt, wird sich allerdings nicht ganz vermeiden lassen, wenn 
die übrigen strategischen Ansätze nicht in entsprechendem Maße realisiert werden können. 

Akzentsetzungen 

Insofern stellt sich zunächst die Frage, ob und in welchem Maße die veränderte Situation 
auch Anlass für längerfristig wirksame neue Akzentsetzungen bei der Finanzierung des 
ÖPNV sein kann, und zwar in dem Sinne, dass 

� die ÖPNV-Finanzierung durch die Länder Niedersachsen und Bremen noch stärker als 
bisher auf die Investitionsförderung (anstatt einer Subventionierung nicht kostendeckend 
zu erbringender Fahrleistungen sowie Aufwendungen für die Verwaltung) konzentriert 
wird, 

� Mittel zur Finanzierung bestimmter Gemeinwohlverpflichtungen und insbesondere Aus-
gleichszahlungen für die Rabattierung von Schülerfahrausweise nicht aus den zur Förde-
rung des ÖPNV bestimmten Regionalisierungsmitteln, sondern ausschließlich aus ent-
sprechenden Haushaltsmitteln (wie in andern Bundesländern: FAG o. ä.) gedeckt werden 
und 
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� eine noch konsequentere Vergabe von ÖPNV-Leistungen im Wettbewerb betrieben wird 
und Wettbewerb, Effizienzsteigerung und Transparenz verstärkt gefördert werden, aller-
dings unter Wahrung der von den Kunden des ÖPNV erwarteten Qualitätsstandards, ein-
schließlich Förderung von Anreizsystemen zur Optimierung des Betriebs und Steigerung 
der Qualität (mit dem Ziel der Steigerung von Kundenzufriedenheit, Nachfrage und damit 
dem Kostendeckungsgrad). 

Abbestellung und Stilllegung 

Mit der Abbestellung von SPNV-Leistungen oder gar Stilllegungen von Schienenstrecken zu 
Zeiten bzw. auf Relationen mit dauerhaft sehr niedriger Nachfrage können durchaus nen-
nenswerte Einsparungen bzw. Umschichtung öffentlicher Finanzmittel realisiert werden, sie 
sollten allerdings nur  

� nach sorgfältiger Prüfung ihrer mittel- und längerfristigen strategischen Bedeutung, 

� ggf. in Abstimmung mit Nachbarländern bzw. -aufgabenträgern, 

� bei Sicherstellung eines mindestens gleichwertigen Alternativangebots im ÖSPV und 

� ggf. bei Gewährleistung einer Konzeption zur Trassensicherung  

umgesetzt werden. 

Anpassung von Investitionen 

Die zeitliche Streckung von Investitionsvorhaben kann nur eine Übergangslösung darstellen. 
Mittel- und längerfristig bedarf der ÖPNV vor allem einer gründlichen Investitionsplanung, die 
die permanente Sicherung und den zeitgemäßen Ausbau von Strecken, Stationen und tech-
nischer Ausstattung eines attraktiven ÖPNV zum Ziel hat. 

Bahnhofs- und Haltestellenprogramme müssen angesichts knapper werdender Landesmittel 
möglicherweise überdacht werden. Gerade hier sollte allerdings weniger von der Zielstellung 
attraktiver Anlauf-, Umsteige- und Aufenthaltsorte für ÖPNV-Kunden abgerückt werden, son-
dern vielmehr neue Nutzungs-, Investitions- und Finanzierungskonzepte unter Einbeziehung 
der Interessen Dritter (neben den Kommunen und Verkehrsunternehmen) gefördert werden, 
z. B. Gewerbetreibende und Investoren. 

Bereits verabschiedete oder begonnene Investitionsvorhaben sollten jedenfalls qualifiziert zu 
Ende geführt werden, so z. B. die Projekte Heidebahn, Regio-S-Bahn Bremen-
Niedersachsen und S-Bahn Hildesheim. 

Fahrzeugpool 

Die Finanzierung und Vorhaltung des SPNV-Fahrzeugpools durch das Land Niedersachsen 
hat sich als positives Instrument zur Förderung eines erfolgreichen Wettbewerbs im SPNV 
und Erhöhung der Qualitätsstandards bewährt. In dem Maße, wie sich das Spektrum der 
SPNV-Anbieter im regionalen Markt entwickelt, kann sich das Land aus dieser Rolle zurück-
ziehen oder sie modifizieren. Die Finanzierung von Reinvestitionen im Fahrzeugbereich wird 
damit allerdings nicht entfallen, sie wird nur – wie in den anderen Bundesländern – indirekt 
über die Abgeltung von SPNV-Leistungen (Bestellerentgelte) erfolgen, die mit entsprechen-
den Qualitätsvorgaben der Aufgabenträger bzw. der Länder verbunden sein sollte. 
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Zuständigkeiten 

Auch die Ausstattung der kommunalen Aufgabenträger des ÖPNV mit Finanzmitteln durch 
das Land sollte primär das Ziel der Absicherung einer angemessenen Infrastruktur und ande-
rer längerfristig wirksamer Investitionen als der Subventionierung von Fahrleistungen und 
Verwaltungstätigkeiten haben. Dies betrifft insbesondere eigentlich in den Zuständigkeitsbe-
reich der Verkehrsunternehmen fallende Aufgaben. Die Aufgabenträger sollten deshalb in ih-
ren Bemühungen verstärkt unterstützt werden, ein kundenorientiertes und effizientes Agieren 
der Verkehrsunternehmen und Verbünde zu fördern. 

Wettbewerb 

Projekte und Institutionen, die die Förderung eines Wettbewerbs um qualitativ hochwerti-
ge(n) und wirtschaftlich betriebene(n) Ausbau und Durchführung des ÖPNV zum Ziel haben, 
verdienen weiterhin die finanzielle Unterstützung des Landes. 

Neue Finanzierungsquellen und Finanzierungsweisen 

PPP als Instrument einer effizienten Organisation und Finanzierung von Investitionsvorhaben 
sollte gerade in den Bereichen angewendet werden, in denen Ausbau und Rekonstruktion 
dringend erscheinen, die erforderlichen Finanzmittel kurz- und mittelfristig seitens der Länder 
und Kommunen schwierig aufzubringen sind. 

Vor allem aber sollte geprüft werden, Finanzmittel, die den Ländern ab 2007 aus der Erhö-
hung der Mehrwertsteuer zufließen, zur Kompensation der im Übrigen verringerten Zahlun-
gen des Bundes für den ÖPNV verwendet werden sollten. Dies betrifft insbesondere die 
Ausgleichszahlungen für sozialpolitisch motivierte Fahrschein-Rabattierungen und erforderli-
che Investitionen in das ÖPNV-System. 

7.2. Regionalnetze 

Für Niedersachsen wäre eine Definition von regionalen Eisenbahnnetzen, die ausschließlich 
vom SPNV genutzt werden, und die Ermöglichung eines Übergangs der entsprechenden Zu-
ständigkeiten vom Bund auf die Länder wünschenswert. Mehrere andere Bundesländer sind 
grundsätzlich auch an einer Übernahme von SPNV- Regionalnetzen interessiert. Eine Über-
nahme durch die Länder oder Kommunen ohne entsprechende finanzielle Ausstattung durch 
den Bund aus dem jährlichen Budget der DB Netz AG wird hingegen eher kritisch gesehen, 
da sie mit erheblichen Risiken verbunden sein könnte. So wird auch die Gefahr gesehen, 
dass mit der Übernahme ganzer Netze auch solche Strecken übergehen, die absehbar nicht 
annähernd kostendeckend zu betreiben sind, aber aus strategischen Erwägungen erhalten 
bleiben sollten. Die Zweckmäßigkeit einer generellen Aufteilung in ein Bundesnetz und Län-
dernetze kann insofern auch kritisch gesehen werden. Ungeachtet dessen wäre zu begrü-
ßen, wenn die Möglichkeit der Übertragung einzelner Netze eröffnet werden würde. 

Das grundsätzliche Interesse an einer Übernahme ist auch darin begründet, dass die in Fra-
ge kommenden Strecken oder Teilnetzen ggf. auch nach NE-Standards und damit gegen-
über denen der DB AG deutlich kostengünstiger ausgebaut, unterhalten und betrieben wer-
den können. Gutachten, die am Beispiel von Strecken in Schleswig-Holstein und Hessen er-
arbeitet wurden, belegen dies ebenso wie entsprechende Aussagen von NE-Unternehmen 
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und kommunalen Infrastrukturbetreibern. Auch in Niedersachsen und Bremen ist dies ein 
verbreiteter Standpunkt. 

Eines der wesentlichen Argumente ist, dass die SPNV-Aufgabenträger, deren Zahlungen an 
die EVU nicht zuletzt auch von den Trassenpreisen beeinflusst werden, ein Mitbestimmungs-
recht bei der Entscheidung über Planung und Durchführung von Investitionen in das regiona-
le Schienennetz sowie der Vergabe der entsprechenden (Bau-)Leistungen haben sollten. 

Die Interessenlagen der einzelnen Länder sind naturgemäß allein deshalb recht unterschied-
lich, weil der mögliche Anteil von Strecken(-netzen), der für eine Übernahme in Frage käme, 
mehr oder weniger groß ist. Deshalb sind die Interessen einzelner Länder nur auf funktionale 
SPNV-Teilnetze und nicht auf einzelne Strecken gerichtet. Entscheidungen über deren zu-
künftigen Betrieb muss aus ihrer Sicht in jedem Einzelfall ökonomisch begründet sein. 

Der mögliche Anteil in Landeszuständigkeit zu übertragender Strecken(-netze) ist speziell für 
den Raum Niedersachsen / Bremen eher als gering einzuschätzen. Derzeit sind im Übrigen 
rund 3.600 km des Streckennetzes der DB AG, rund 1.000 km den NE-Bahnen zuzuordnen. 

In anderen Ländern sind bereits entsprechende Positionspapiere und Konzepte erarbeitet 
oder Arbeitsgruppen eingerichtet worden. 

Klärungsbedarf besteht insbesondere, ob nach einer Übertragung von Zuständigkeiten 
grundsätzlich auch Finanzmittel nach dem BSchwAG eingesetzt werden können. 

Mit dem Übergang könnte auch ein verstärkter Wettbewerb im Bereich des Betriebs von  
Eisenbahninfrastruktur gefördert werden. So hat das Land Rheinland-Pfalz die Gründung 
des privaten Eisenbahninfrastrukturunternehmens RIS unterstützt, das inzwischen auch in 
Sachsen als Betreiber kleinerer Teilnetze tätig ist. 

Von der Regulierungsbehörde erhoffen sich die Länder zukünftig eine verstärkte präventive 
Kontrolle möglicher Wettbewerbsverzerrungen und sonstiger Hindernisse für die sachge-
rechte Entwicklung der SPNV-Infrastruktur. 

7.3. Organisation und Ordnungsrahmen 

Nachdem einige Bundesländer in den letzten Jahren bereits Anpassungen ihrer ÖPNVG 
vorgenommen haben, werden derzeit von einigen Ländern nunmehr für erforderlich erachte-
te Änderungen der Organisation und Finanzierung des ÖPNV – vor allem im Kontext der 
Kürzung der Regionalisierungsmittel und Umgestaltung des GVFG betrieben. Dabei zeigt 
sich, dass mehr oder weniger aufwendige Gesetzesänderungen in dem Maße notwendig 
sind, wie entsprechende Regelungen bereits bisher gesetzlich – und nicht in Nachfolgerege-
lungen (VO; RL etc.) – gefasst waren. Die „Verschlankung“ von ÖPNV-Gesetzen kann somit 
den Vorteil haben, dass Änderungen von Rahmenbedingungen, z. B. betreffend verfügbare 
Finanzmittel, oft nur Anpassungen von Nachfolgeregelungen erfordern.  

Weitere Änderungen der ÖPNVG können sich als erforderlich oder sinnvoll erweisen im Zu-
sammenhang mit den zu erwartenden Vorgaben der EU oder auch des Bundes zur Marktöff-
nung und zum Wettbewerb im ÖPNV. Überhaupt wird eine Änderung des Ordnungsrahmens 
von den meisten Bundesländern absehbar nur im Hinblick auf den Wettbewerb erwartet. 
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Vielfach wird die Hoffnung geäußert, dass diese dann möglichst „in einem Zug“ und mit-
telstandsfreundlich umgesetzt werden wird („Wettbewerb mit Augenmaß“). Als Kontrollin-
stanz wird von einigen Bundesländern die Schaffung einer Regulierungsbehörde analog der-
jenigen für den Bereich Post und Telekommunikation angeregt. 

Auch veränderte Anforderungen an die Zuständigkeiten, insbesondere die Aufgabenträger-
schaft, kann Gesetzesänderungen erforderlich machen. In einzelnen Bundesländern ist dies 
in Folge der Schaffung großräumigerer Strukturen im ÖPNV, z.B. im Zusammenhang mit 
Gebietsreformen, der Fall. Auch wird diskutiert, ob durch eine Konzentration der Aufgaben-
trägerschaft bei der Bestellung des SPNV (beim Land oder großräumiger angelegten Zweck-
verbänden) eine bessere Koordinierung und eine Stärkung der Verhandlungsposition gegen-
über den EVU zu erreichen sei. Im Rahmen angestrebter Verwaltungsstrukturreformen soll in 
einzelnen Ländern auch die Zusammenarbeit zwischen Institutionen der Länder und Kom-
munen effizienter und noch strenger nach dem Konnexitätsprinzip weiterentwickelt werden. 

Schließlich erscheint auch die Weiterentwicklung eines Controllingsystems förderungswür-
dig, wie es in Niedersachsen, aber auch einzelnen anderen Bundesländern bereits in Anfän-
gen entwickelt oder auch praktiziert wird, zumal wenn es sich nicht auf die vorschriftsmäßige 
Verwendung öffentlicher Finanzmittel beschränkt, sondern im Sinne eines Erfolgs-Controlling 
die Definition, Fortschreibung und Erreichung vorgegebener Ziele zum Gegenstand hat. Da-
bei müssen sich letztere konsequent am tatsächlichen öffentlichen Interesse – d. h. dem der 
(potenziellen) Kunden des ÖPNV, ökonomischen und ökologischen Rahmenvorgaben und 
dem des wirtschaftlichen Mitteleinsatzes – orientieren. 
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 ANLAGEN 

Anlage  1: Eisenbahnunternehmen in Niedersachsen / Bremen 

Hafendienste Wilhelmshaven GmbH 

Schiffahrt der Inselgemeinde Langeoog (Inselbahn) 

Gemeinde Dornum 

Borkumer Kleinbahn- und Dampfschiffahrt GmbH 

Gleis- und Verkehrslogistik GmbH 

Delmenhorst - Harpstedter Eisenbahn GmbH 

GoTrain Eisenbahnverkehre GmbH 

Verden-Walsroder Eisenbahn GmbH 

Flecken Bruchhausen-Vilsen 

Mittelweserbahn Gesellschaft für Verkehr und Technik mbH 

Verkehrsbetriebe Grafschaft Hoya GmbH 

Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH 

Landkreis Cuxhaven 

Bremer Straßenbahn AG 

Weserbahn GmbH (WBG) 

H.F. Wiebe GmbH & Co. KG 

Bremen-Thedinghauser Eisenbahn GmbH 

Niedersachsen Bahn GmbH 

Osthannoversche Eisenbahnen AG 

Rinteln-Stadthagener Verkehrs GmbH 

Lüchow-Schmarsauer Eisenbahn GmbH 

metronom Eisenbahngesellschaft mbH 

RegioBus Hannover GmbH, (Betrieb Steinhuder Meer-Bahn) 

    (Stand 01 / 2004) 
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Anlage  2: mittelgroße Busunternehmen in Niedersachsen / Bremen  

Verkehrsbetriebe Kreisbahn Aurich GmbH (KBA) Aurich 

Bentheimer Eisenbahn AG (BE) Bad Bentheim 

W. Giese Nachf. Omnibusbetrieb GmbH Beverstadt 

VLO Verkehrsgeschaft Landkreis Osnabrück GmbH Bohmte 

VGB Verkehrsgesellschaft Bremerhaven Bremerhaven 

Celler Straßenbahn GmbH CSC) Celle 

Nikolaus Hanekamp GmbH & Co. KG Cloppenburg 

Maass Reisen GmbH Cuxhaven 

DELBUS GMBH Delmenhorst 

Willy Hummert Omnibusverkehr Dissen a.T.W. 

Ilmebahn GmbH (ILM) Einbeck 

Stadtwerke Emden GmbH Emden 

Stadtwerke Goslar - Verkehrsbetrieb - Goslar 

Stadtwerke Göttingen AG - Verkehrsbetriebe - Göttingen 

KVG Hameln Hameln 

Delmenhorst-Harpstedter Eisenbahn GmbH (DHE) Harpstedt 

Stadtverkehr Hildesheim GmbH (SWH) Hildesheim 

Regionalverkehr Hildesheim GmbH Hildesheim 

Conrad Schrage GmbH&Co.KG Melle 

Verkehrsbetriebe Wesermarsch GmbH (VBW) Nordenham 

Verkehr und Wasser GmbH (V.W.G.) Oldenburg 

Verkehrsbetriebe des Landkreises Leer (VLL) Rhauderfehn 

Verkehrsbetriebe Peine-Salzgitter GmbH (VPS) Salzgitter 

Reisedienst von Rahden Schwanewede 

Schaumburger Verkehrs-GmbH Stadthagen 

Omnibusverkehr Bruns GmbH Varel 

Kraftverkehr Mundstock GmbH Vechelde 

Verden-Walsroder Eisenbahnen GmbH Verden/Aller 

Hülsmann Reisen Voltlage 

Stadtwerke Wilhelmshaven GmbH - Verkehrsbetrieb 
- Wilhelmshaven 

Janssen Reisen GmbH&Co.KG Wittmund 

Wolfsburger Verkehrs-GmbH (WVG) Wolfsburg 

       (Stand 01 / 2004) 


